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Liebe Leserin, lieber Leser, 
im Jahr 2004 haben sich einige Ar-
beitskreise von attac Marburg mit dem 
Thema Sozialabbau und Hartz IV be-
schäftigt. In dieser Broschüre haben 
wir Hintergrundtexte zu dem Thema 
zusammengestellt. Ziel ist es, die Aus-
wirkungen von Hartz IV etc. auf die 
Region Marburg darzstellen und sie in 
dem Prozess der weltweiten neolibera-
len Globalisierung einzuordnen.

attac Marburg
Wer wir sind
Attac Marburg ist Teil des in über 40 
Nationen vertretenen attac-Netzwerks. 
Als Teil der globalisierungskritischen 
Bewegung setzen wir uns für eine so-
lidarische Weltwirtschaft und eine ge-
rechte, demokratische Globalisierung 
ein. Hier in Marburg arbeiten wir in-
haltlich in Arbeitskreisen (AKs) und 
zeitlich befristeten Projektgruppen. 

Durch Aktionen und Veranstaltungen 
versuchen wir Alternativen zur wirt-
schaftlichen Globalisierung aufzuzei-
gen.
Kontakt
Wir sind im Internet über unsere aus-
führliche Website www.attac.de/mar-
burg zu erreichen. Dort kann man u. a. 
unsere wöchentliche Rundmail [attac-
mr] abonnieren, mit der wir über Ver-
anstaltungen und Neuigkeiten berich-
ten.
Anmerkungen zu dieser Broschüre an 
kontakt@massenmensch.de
Plenum: zentrales Entscheidungsgre-
mium von attac Marburg. Treffen je-
den letzten Mittwoch im Monat um 20 
Uhr in den Räumen der GEW (Schwa-
nallee 27-31).
Sowie zahlreiche Arbeitskreise. Ge-
naueres kann man unter www.attac.
de/marburg erfahren.
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Es wird in letzter Zeit immer deutlicher, 
dass das eigentliche Zeil der sog. Sozi-
alreformen wie Hartz IV ein allgemeine 
Lohnsenkung ist.
Durch Hartz IV wird die Arbeitslosen-
hilfe abgeschafft und die Arbeitslosen 
sind in Zukunft der hemmungslosen 
Willkür von Fallmanagern unterworfen. 
Zugleich wird ein riesiger Niedriglohn-
sektor geschaffen. Die dort Beschäftig-
ten sind hier völlig rechtlos. Gewerk-
schaften werden durch Drohungen mit 
einer Verlagerung in Billiglohländer er-
folgreich erpresst, auf Lohnerhöhungen 
zu verzichten. Politiker aller Parteien 
fordern längere Arbeitszeiten.
Darum geht es in dieser Broschüre: 
Frank Rentschler beschreibt die Fol-
gen der Hartz-Reformen: Eine tota-
le Entrechtung der Arbeitslosen. Der 
Zusammenhang von Hartz IV und 
der Globalisierung ist auch Thema ei-
ner Rede, die von attac auf der ersten 
Marburger Montagsdemo am 23.08.2004 
gehalten wurde. Sie wird in dieser Bro-
schüre ebenfalls dokumentiert. Günter 
Reinhard stellt die Frage, ob unsere 
Kassen wirklich leer sind und wir des-

halb zwangsläufig sparen müssen, oder 
ob der Staat absichtlich auf Einnahmen 
von Unternehmenssteuern verzichtet. 
Ein weiterer Artikel beschäftigt sich mit 
den langfristigen Folgen dieser zerstöre-
rischen Wirtschaftspolitik.
Es ist kein Wunder, dass der Sozialab-
bau auch Auswirkungen im lokalen Be-
reich hat. Diese sollen ebenfalls darge-
stellt werden: Es ist unglaublich, aber 
selbst in Marburg grassiert Fehl- und 
Mangelernährung bei Sozialhilfeemp-
fängern und Rentnern. Ein Artikel von 
Friedemann Wagner (Marburger Tafel) 
geht darauf ein. Schon heute werden Ar-
beitslose durch absurde „Trainingsmaß-
nahmen“ gequält, in der Hoffnung, dass 
sie dort nicht mehr auftauchen und aus 
dem Leistungsbezug gestrichen werden 
können. Wir veröffentlichen drei Erfah-
rungsberichte. Zudem existiert bereits 
ein breiter Niedriglohnsektor. Attac hat  
Interviews mit den hier Beschäftigten 
geführt. Ein Artikel des AKSB stellt die 
katastrophalen Folgen der Kochschen 
Sozialkürzungen für die Arbeit in be-
nachteiligten Stadtteilen dar.

attac Marburg
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Der „Umbau des Sozialstaates“, wie der 
nicht enden wollende Abbau sozialer 
Errungenschaften im orwellschen Neu-
sprache euphemistisch genannt wird, sei 
aufgrund der anhaltenden Ebbe in den 
öffentlichen Kassen unausweichlich. 
Leere Kassen zwingen zu Sparmaßnah-
men, so die einfache Logik von Kanz-
ler & Co. Dadurch wird eine angeblich 
alternativlose Politik gerechtfertigt mit 

Verweis auf schicksalhafte Sachzwän-
ge. 
Gebetsmühlenartig wird bei jeder Ge-
legenheit wiedergekäut, die Misere der 
Gemeinden, Länder und des Bundes 
käme von den dreisten Ansprüchen ver-
hätschelter „Besitzstandwahrer“, die in 
einem gigantischen „Freizeitpark“ über 
ihre Verhältnisse leben. So müsse also 
ein „Ruck“ durch das Land gehen, damit 

Vor dem Pleitegeier kamen die Schakale 

Dem Fiskus entgehen jährlich Milliarden - eine erschreckende Bilanz 

des Bundesrechungshofes. Der Bundesrechnungshof veröffentlichte 

2003 einen Bericht über exorbitante Steuerausfälle bei der Umsatz-

steuer. Eine offenkundig lückenhafte Gesetzgebung bietet Betrügern 

den nötigen Spielraum um dem Fiskus Milliardensummen vorzuent-

halten. 

Bilder auf den Seiten 4 bis 6: Aktionen gegen den Steuerklau von Vodafone
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wir endlich „den Gürtel enger schnal-
len“ (und uns jede Arbeit zumuten). 
Ins Konkrete übertragen bedeutet dies 
für den Exportweltmeister und eines 
der reichsten Länder der Welt, Kürzen, 
Sparen und Verzichten. Gekürzt werden 
soziale Leistungen, gespart wird an der 
Bildung und verzichtet wird auf Schutz 
vor Armut und sozialem Abstieg. 

„Ein auffälliges Missverhältnis“ 
Die Diskussion über die Konsequenzen 
dieser fatalistischen Agenda-2010-Poli-
tik darf sich nicht allzu defensiv darauf 
beschränken, die Ausgabenseite der öf-
fentlichen Hand zu betrachten. Mindes-
tens ebenso interessant ist es, die Ein-
nahmen etwas genauer unter die Lupe 
zu nehmen. In der Tat bedarf es hierfür 
einer solchen. Aber nicht nur, weil die 
Zuflüsse so bescheiden ausfallen, son-
dern auch, weil dies kaum ein Gegen-

stand der Zeitungen und Talkshows ist, 
wodurch sich das verhältnismäßig gerin-
ge Interesse der Öffentlichkeit erklärt. 
Dabei hätte sich zum Beispiel der Be-
richt des Bundesrechnungshofes vom 
September letzten Jahres1 durchaus zum 
Auslöser einiger Empörung und un-
angenehmer Fragen an die Legislative 
geeignet. Einleitend wird in dem Re-
port auf „ein auffälliges Missverhältnis“ 
zwischen dem Wirtschaftswachstum 
und dem Aufkommen an Umsatzsteuer 
hingewiesen. Damit zeigt der Bundes-
rech-nungshof mit dem Finger auf einen 
mysteriösen Einnahmeausfall, der die 
- neben der Lohnsteuer - größte Ein-
nahmequelle der Bundes- und Länder-
haushalte betrifft. Obwohl eine große 
Abhängigkeit zwischen beiden Größen 
bestehen sollte, dümpelten die Umsatz-
steuereinnahmen auch zu Zeiten, als das 
Bruttoinlandsprodukt noch deutlich zu-
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legte, die Wirtschaft also wuchs, träge 
vor sich hin. Auch das Bundesfinanzmi-
nisterium sah sich nicht in der Lage, den 
offensichtlichen Milliarden-Fehlbetrag 
befriedigend zu erklären. 

Das Milliarden-Euro-Ding
Was sind also die Ursachen der un-
gewöhnlich hohen Steuerausfälle? 
Der Bundesrechnungshof nimmt hier 
kein Blatt vor den Mund. Da ist von 
gezielten Insolvenzen die Rede, von 
Scheingeschäften, von unseriös ope-
rierenden Subunternehmen oder von 
Scheinfirmen, die nur zum Zweck der 

Rechnungsausstellung gegründet wer-
den. Kurz: Es geht um Steuertricks und 
grenzüberschreitende kriminelle Ma-
chenschaften, die zur ruinösen Konkur-
renz für aufrichtig arbeitende Unterneh-
mer geworden sind. 
Die jährlichen Einbußen in Form von 
Umsatzsteuerausfällen beziffert der 
Report auf einen zweistelligen Milliar-
denbetrag. Der gesamtgesellschaftliche 
Schaden ist weitaus höher: Neben einer 
halben Million legaler Arbeitsplätze ge-
hen Jahr für Jahr insgesamt über 70 Mil-
liarden Euro an Steuern und zusätzlich 
über 50 Milliarden Euro an Sozialversi-
cherungsbeiträgen verloren. 

Es geht auch anders 
In seinem Bericht macht der Rech-
nungshof sehr konkrete Empfehlungen, 
wie den illegalen Tricksereien mit we-
nig Aufwand begegnet werden kann. 
Neben verstärkten Baustellenkontrollen 
und einer intensiveren Zusammenarbeit 
zuständiger Ämter wird die Einrichtung 
einer Betrugsbekämpfungsbehörde nach 
französischem Vorbild gefordert. Auch 
Gegenseitigkeitsabkommen über die 
Strafverfolgung bestimmter Delikte mit 
anderen EU-Mitgliedern werden ange-
regt. Hier soll nicht die Lanze für einen 
Überwachungsstaat gebrochen werden. 

„Das Bundeswirtschaftsministerium hat das Ausmaß 
und die volkswirtschaftlichen  Auswirkungen  der  ille-
galen  Betätigung  beziffert.  Danach gehen ca. 500 000 
Arbeitsplätze und jährlich etwa 64 Mrd. Euro Steuer-
einnahmen  und  rund  56  Mrd.  Euro  Sozialversiche-
rungsbeiträge  verloren.“ (S. 27)1 
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Auch kann es nicht darum gehen, dem 
Sozialhilfeempfänger, der sich etwas 
schwarz hinzuverdient - wer wollte es 
ihm ernsthaft verdenken - das Wasser 
abzugraben. Somit müssen natürlich alle 
Vorschläge differenziert betrachtet und 
ihre möglichen Folgen genau abgewo-
gen werden. Die hinter den aufgeführ-
ten Machenschaften steckende enorme 
kriminelle Energie entstammt allerdings 
einem Pool ominöser Firmen und Un-
ternehmen, deren Spitzen sich einen 
Dreck um die Belange ihrer Knechte 
oder gar der Gesellschaft scheren. Wer 
über desolate Haushalte lamentiert und 
darin den Beweis für einen unfinanzier-
baren „Wohlfahrtsstaat“ sieht, der darf 
hier nicht wohlwollend beide Augen zu-
kneifen!

Von den Nachbarn lernen
Zu den zahlreichen konkreten Geset-
zesänderungen, die vom Rechnungshof 
empfohlen werden, gehört unter ande-
rem die potentielle Haftung eines Un-
ternehmers bereits dann, wenn dieser 
hätte wissen müssen, dass er Teil eines 
Betrugsmodells wird. Die Indizien hier-
für sind oft mehr als eindeutig. So wird 
von einem Fall berichtet, in dem auf ei-
ner Rechnung in dreistelliger Millionen-
höhe der Vermerk ‚in bar erhalten’ zu 
lesen war. Jeder ordentliche Kaufmann 
sollte spätestens bei einer derart hohen 
Barzahlung verdacht schöpfen. 
Ferner wird mehrfach auf vorbildliche 
Regelungen unserer Nachbarn verwie-
sen. So sei der hierzulande fehlende 
Fiskusvorbehalt bei einer Insolvenz im 
europäischen Vergleich völlig unge-
wöhnlich. Somit ist festzuhalten, dass 

die Vorschläge des Rechnungshofes 
weder zu einer übertriebenen und kost-
spieligen Bürokratisierung führen, noch 
entstünde durch sie ein „Standortnach-
teil“ - ein schauderhaft chauvinistisches 
Kriterium, welches bezeichnenderweise 
inzwischen zum Maß aller Dinge avan-
ciert ist. 

Wird jetzt alles gut? 
Man darf gespannt sein, welche Hand-
lungsoptionen umgesetzt werden bzw. 
wie diese sich gegebenenfalls in der 
Praxis bewähren. Auf ähnliche Miss-
stände wurde bereits in der Vergangen-
heit wiederholt aufmerksam gemacht, 
meist ohne dass der Gesetzgeber daraus 
angemessene Maßnahmen ableitete. So 
ist zu befürchten, dass auch diesmal der 
Milliardensegen für die öffentlichen 
Haushalte aufgrund mangelnder politi-
scher Handlungsbereitschaft ausbleibt. 
Wenn es nicht gerade auf eine primitive 
und an der Sache völlig vorbeigehende 
„Putzfrauendebatte“ herunter gebrochen 
wird, wie bei der Schwarzarbeit gesche-
hen, dann ist die Thematik anscheinend 
zu belanglos oder medienunwirksam, 
wo wir doch alle so schön mit dem Re-
formieren des Sozialstaates und dem 
Gürtel enger schnallen beschäftigt sind. 

Günter Reinhard 

1Bericht des Bundesrechnungshofes vom 
3. September 2003: Steuerausfälle bei 
der Umsatzsteuer durch Steuerbetrug und 
Steuervermeidung. Vorschläge an den 
Gesetzgeber. (http://www.bundesrechnungs-
hof.de/veroeffentlichung/1024.html; Stand 
08.11.2004) 
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Auf der ganzen Erde gibt es zu viele 
Menschen, die nicht genug zu Essen 
haben. Auch im reichen Deutschland ist 
Armut ein gerne übersehenes Problem, 
das sich in Zukunft durch den Abbau der 
sozialen Sicherungssystem eher noch 
verschärfen wird. Zumal der Begriff der 
Armut relativ ist und meist vom wei-
chen Sessel aus definiert wird. Diese be-
griffliche Schwierigkeit erschwert den 
Umgang mit dem Phänomen zusätzlich. 
Konstantin von Normann, Diplom-
Oecotrophologe und wissenschaft-
licher Mitarbeiter am Lehrstuhl für 
Wirtschaftssoziologie des Instituts für 
Agrarpolitik, Marktforschung und Wirt-
schaftssoziologie der Universität Bonn 
äußert sich zu dem Problem: 
“Je nach Berechnungsmodell leben in 
Deutschland zwischen fünf und acht 
Millionen Menschen in (Einkommens-) 
Armut. Das Einkommen wird zu einem 
großen Teil für die Absicherung elemen-
tarer Lebensbedürfnisse benötigt. Bei 
einem ohnehin beschränkten Budget 
können meist nur bei der Nahrung grö-
ßere Posten eingespart werden. Beson-
ders Haushalte mit geringem Einkom-
men verzichten auf den Kauf bestimm-

ter Nahrungsmittel. Viele Betroffene 
leben pro Tag von ca. 4,5 Euro, die für 
die Zubereitung von Frühstück, Mittag- 
und Abendessen ausreichen müssen. Als 
Luxus gilt unter Armen oft schon das, 
was für die Mehrheitsgesellschaft als 
Alltagskost gesehen wird. Auf Fleisch 
wird meist ganz verzichtet. Frisches 
Obst ist selbst im Sommer noch zu teu-
er und auch Grundnahrungsmittel wie 
Milch gehören oft zu den Luxusgütern. 
Spricht man sogar von „materieller“ 
Ernährungsarmut ist die Situation noch 
schwieriger. Dann reicht allein die Men-
ge nicht aus und/oder Qualität und Hygi-
ene der Lebensmittel sind unzureichend. 
Besonders im letzten Monatsdrittel fällt 
es vielen schwer, eine ausgewogene Er-
nährung sicherzustellen. Die negativen 
Folgen für die Betroffenen liegen auf 
der Hand: Hunger, Fehlernährung sowie 
die Konkurrenz von Nahrungsmitteln zu 
Genussmitteln wie Alkohol, Zigaretten 
sowie Drogen ist groß.”
Demgegenüber stehen große Mengen 
von qualitativ einwandfreien Lebens-
mitteln, die aus dem Wirtschaftsprozess 
herausgenommen werden, weil sie nicht 
mehr verkäuflich sind. Diese Waren 

Mangel und Überfluss
Wer täglich am Existenzminimum lebt, muss gut rechnen können. Für

Sozialhilfeempfänger  - oder in Zukunft auch die Bezieher des Arbeits-

losengeldes II - ergeben sich Einsparpotentiale meist nur beim Kauf 

der Lebensmittel. Fehl- und Mangelernährung sind die Folge. Auf der 

anderen Seite werden in unserer Gesellschaft täglich unverdorbene 

Lebensmittel in großen Mengen vernichtet. Diesem Widersinn entge-

gen zu treten, das ist das Anliegen der Marburger Tafel.
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werden an die Tafel gespendet. Es han-
delt sich zum Beispiel um Waren, die 
kurz vor dem Ablauf des Mindesthalt-
barkeitsdatums stehen oder um Waren, 
die aus mangelnder Nachfrage aus dem 
Sortiment genommen wurden. Ein Netz 
mit Äpfeln, in dem sich ein schlechter 
befindet, muss nicht komplett vernichtet 
werden! Eine Serie von falsch etikettier-
ten Nudeln, die nicht mehr verkäuflich 
sind, kann trotzdem noch gegessen wer-
den. Solche Lebensmittel werden an die 
„Marburger Tafel“ gespendet, die sie an  
Bedürftige weitrerleitet.
Die “Marburger Tafel”, die sich im April 
2000 nach dem amerikanischen Vorbild 
“City Harvest” in New York gegrün-
det hat, ist ein beim Vereinsregister des 
Amtsgerichts Marburg eingeschriebener 
Verein. Die Anerkennung der Gemein-
nützigkeit wurde vom Finanzamt Mar-
burg erteilt. In unserer Stadt Marburg, 

widmete sich die Landgräfin Elisabeth 
- die spätere Heilige Elisabeth - der Ar-
men- und Krankenpflege. Diesen Vor-
stellungen der Nächstenliebe fühlen wir 
uns besonders verpflichtet. Unser Motto 
lautet: “Verteilen statt vernichten”. 
Zur Kundschaft der Tafel zählen alte 
Menschen, Kinder, Kranke und Gesun-
de jeden Alters und jeder Nationalität, 
die Sozialhilfe oder eine geringe Rente 
beziehen. Gegen Vorlage der entspre-
chenden Unterlagen, wie z.B. dem So-
zialhilfebescheid oder Rentenbescheid, 
wird nach Prüfung eine Berechtigungs-
karte für die Marburger Tafel ausgestellt. 
Arbeitslose, die bisher mit ihrer Arbeits-
losenhilfe über dem Sozialhilfesatz la-
gen, werden ab Januar 2005 zu Bedürf-
tigen und damit potentielle Kunden 
der Marburger Tafel. Grund dafür: Die 
Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe 
und Sozialhilfe zum Arbeitslosengeld II 
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nach dem sogenannten Hartz IV Gesetz.
Bei den Spendern handelt es sich um 
Herstellerfirmen, Groß- oder Einzelhan-
del, angefangen von dem großen Süß-
waren-Hersteller in unserer Region, bis 
zu dem Bäcker der seine Überschüsse 
sogar selbst anliefert. Aus Gründen der 
Ehrlichkeit sollten die wirklich (!) groß-
zügigen Spenden allerdings auch unter 
einem anderen Aspekt gesehen werden: 
So mancher Spender will durch seine 
Spende “nur” die Kosten für die Ver-
nichtung sparen. 
Damit die Waren an die Kunden verteilt 
werden können, müssen sie in der Regel 
zunächst einmal vom Spender abgeholt 
werden. Diesen Part übernehmen die 
Fahrer unter den aktiven Helfern der Ta-
fel. Die angelieferten Lebensmittel müs-
sen dann auf Verwendbarkeit geprüft und 
sortiert werden. Diese Arbeit überneh-
men die Sortierer. Die Verteiler geben 
die Waren in die Körbchen. Sie müssen 
versuchen, die vorhandenen Lebensmit-
tel gerecht zu verteilen. Die Ausgabe im 
Laden prüft die Berechtigung und gibt 

die fertigen Körbchen an die Kunden 
weiter. Ein weiterer Arbeitsbereich für 
die aktiven Helfer ist die Organisation 
im Büro. Alle Helfer leisten unbezahlte, 
ehrenamtliche Arbeit um die gespende-
ten Waren zu verteilen. Wer nicht aktiv 
bei der Verteilung mithelfen kann oder 
will, hat die Möglichkeit, die Tafel mit 
seinem Mitgliedsbeitrag oder Spenden 
zu unterstützen. 
Neue Kunden können sich am jeweili-
gen 1. Montag eines Monats im Büro 
der Tafel informieren und mit Vorlage 
ihrer Unterlagen gegebenenfalls anmel-
den. Mit der dann erhaltenen Berechti-
gungskarte bekommt der Kunde einmal 
pro Woche für sich selbst sowie für je-
des angemeldete Familienmitglied ein 
weiteres Sortiment (“Körbchen”) mit 
Lebensmitteln. Für das jeweils erste 
Körbchen eines Kunden ist ein symbo-
lischer Preis von einem Euro zu zahlen. 
In Marburg werden pro Woche 1100 
Personen mit Lebensmitteln versorgt.

Friedemann Wagner

Geschäftsstelle und Warenausgabe:

Marburger Tafel e.V., Ernst-Giller-Straße 20, 35039 Marburg 

Bürozeiten: Montag bis Freitag 10 bis 12 Uhr

Telefon: 06421/614053, Fax: 06421/614054 

Web: www.marburgertafel.de 

Mitglied im Bundesverband Deutsche Tafel e.V. 

Spenden bitte auf folgende Konten: 

Sparkasse Marburg-Biedenkopf: BLZ 533 500 00, 

Konto-Nr. 11 001 980 

Marburger Bank: BLZ 533 900 00, Konto-Nr. 758 337 
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Für den Arbeitskreis Soziale Brenn-
punkte e.V. ( AKSB) ist die Streichung 
der Landesmittel deshalb besonders 
dramatisch, weil der Verein bisher ein 
Drittel seiner Mittel vom Land Hessen 
bezog. Für 2004 fehlen dem Verein nun 
120.000 Euro. 
Trotz zahlreicher Proteste, an denen wir 
uns gemeinsam mit Kindern und Er-
wachsenen aus dem Stadtteil beteiligt 
haben (Demos am 15.10.03 und 18.11.03 
in Wiesbaden; Demos und Straße der 
Solidarität in Marburg) ist es uns nicht 
gelungen, die Landesregierung von ih-
rem Vorhaben abzubringen. Wenigstens 
haben die zahlreichen Aktivitäten dazu 
geführt, dass die Stadt Marburg von ih-
rer vorgesehenen Kürzung unserer Mit-
tel Abstand genommen hat. 
Bei dem Wegfall von 120.000 Euro war 
schnell klar, dass Kündigungen vollzo-
gen werden mussten. Wir haben drei 
KollegInnen in die Arbeitslosigkeit ent-
lassen müssen. 
Damit reduzierte sich die Personalkapa-
zität des AKSB schon einmal um zwei 
Vollzeitstellen. Weitere Einschränkun-
gen mussten durch Stundenreduzierun-
gen vorgenommen werden. Damit ent-
fiel zusammen gerechnet noch eine ¾ 
Stelle. 

Dies hatte selbstverständlich Auswir-
kungen auf unser Angebot. Unser Ziel 
bei der Umsetzung der Streichung war, 
den AKSB als Gemeinweseneinrich-
tung mit der Vielfalt seiner Arbeitsbe-
reiche zu erhalten. Damit waren Ein-
schränkungen in allen Arbeitsbereichen 
nötig. Besonders schmerzlich war, dass 
wir eine Schülergruppe mit 20 Plät-
zen schließen mussten, bei der Grund-
schulkinder von Montag bis Freitag ein 
verbindliches Betreuungsangebot mit 
Mittagstisch, Hausaufgabenbetreuung 
und Freizeitangeboten wahrgenommen 
hatten. Die Öffnungszeiten in der So-
zialberatung mussten reduziert werden, 
Angebote für Frauen aus dem Stadtteil 
können nur noch sehr reduziert durch-
geführt werden und auch die Aktivitäten 
im und für den Stadtteil mussten zurück 
gefahren werden. 
Betroffen von der Streichung der Lan-
desmittel sind wir auch dadurch, dass 
unsere Dachorganisation, die Landesar-
beitsgemeinschaft Soziale Brennpunkte 
(LAG), ihr Personal kündigen musste 
und damit für uns als Beratungs- und 
Bildungsorganisation weggebrochen 
ist. Im Moment wird versucht, die Lob-
byfunktion der LAG auf ehrenamtlicher 
Basis fortzuführen. 

AKSB Marburg e.V. 
120.000 Euro mit einem Federstrich weg! 
Viele Menschen in Marburg und in Hessen insgesamt haben mit gro-

ßem Interesse in den letzten Monaten des Jahres 2003 die Presse ver-

folgt. Roland Koch hat unter dem Stichwort „Operation Sichere Zu-

kunft“ die Zukunft für viele Menschen nicht nur im Waldtal aufs Spiel 

gesetzt. 
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Hält man sich all dies vor Augen, kann 
es einem besonders übel werden ange-
sichts der politischen Aussagen, die die 
Landesregierung als ihre Ziele formu-
liert. Was ist mit der Schaffung eines 
familienfreundlichen Hessen, wenn ich 
gerade besonders bedürftigen Familien 

ihr Unterstützungssystem zerschlage? 
Was ist mit der Offensive für Kinderbe-
treuung, wenn ich durch die Streichung 
Betreuungsplätze zerstöre? Was ist mit 
der Schaffung von Arbeitsplätzen, wenn  
ich durch meine Entscheidungen Hun-
derte von Stellen vernichte? Was ist mit 
der Integration in die Gesellschaft, wenn 
ich arme Menschen weiter ausgrenze? 
Leider ist aktuell keine durchsetzungs-
fähige parteipolitische Alternative in 
Sicht. Die SPD agiert in Nordrhein-
Westfalen in gleicher Weise. Und schaut 
man erst nach Berlin, wird deutlich, dass 
man sich einer fast alle Parteien einbe-
ziehenden Koalition der Umverteilung 
gegenüber sieht. SPD und Grüne haben 
mit Hatz IV ein großes Programm auf-
gelegt, durch Arbeit für Mehrbedarf ein 
Zweiklassensystem  im Beschäftigungs-
sektor zu zementieren. 
Dann kann doch alles gut werden für 
die sozialen Einrichtungen? Die Wohl-
fahrtsverbände wollen zahlreiche Stellen 
im Bereich Mehrbedarfs-Jobs zur Ver-
fügung stellen. Dann können wir doch 
die KollegInnen, die wir zu Beginn des 

Der AKSB (Arbeitskreis Soziale Brennpunkte Marburg e.V.) wurde 1973 

gegründet. Ziel seiner Arbeit ist es, gemeinsam mit den Menschen im 

Waldtal und Partnern aus Politik, Verwaltung und anderen Organisatio-

nen an der Verbesserung der persönlichen Lebenssituation und der Le-

bensbedingungen im Stadtteil zu arbeiten. 

Dies setzt er um durch soziale Dienstleistungen, Aktivierung der Stadt-

teilbewohnerInnen, Kooperationen und die Einmischung in sozialpoliti-

sche Diskussionen.

Die Arbeit gliedert sich in die Arbeitsbereiche Sozialberatung, Familien-
beratung,  Kindertagesstätte, Kinderbetreuung für Kinder von 6 – 12 Jah-
ren und Stadtteilarbeit. Außerdem führt er Projekte durch, aktuell z.B. das 

Projekt „Die Brücke“ zur Integration der StadtteilbewohnerInnen aus den 

ehemaligen G.U.S.-Staaten.



Sozialabbau und Enteignung                                                                13

Kapazitätsreduzierung im Überblick:
Bereich Stunden 2003 Stunden 2004 Kürzung %
Stadtteilarbeit: 30 Stunden 12,5 Stunden 17,5 Stunden 58 %
Frauenarbeit: 15,5 Stunden 12,5 Stunden 3 Stunden 20 %
Sozialberatung: 42,5 Stunden 30 Stunden 12,5 Stunden 38 %
Familienberatung: 20 Stunden 20 Stunden keine  0 %
1.-4. Klasse 2¾ Stellen   1½ Stellen 1¼ Stellen 50 %
5.+6. Klasse: ½ Stelle ½ Stelle keine  0 %
Geschäftsführung: ¾ Stelle 25 Stunden 4 Stunden 13,8 %
Verwaltung: ¾ Stelle 25 Stunden 4 Stunden 13,8 %

Jahres entlassen mussten, nun für einen, 
einen halben oder zwei Euro wieder bei 
uns beschäftigen. Sie können die Men-
schen aus dem Stadtteil, die zukünftig 
zur Arbeit für Mehrbedarf gezwungen 
werden, beraten, wie sie über diese 
Tätigkeit Existenz sichernde Arbeit im 
ersten Arbeitsmarkt finden. Sie können 
die Kinder betreuen, die Zuhause keine 
Ansprechpartner mehr finden, weil ihre 
Mutter oder ihr Vater gerade versucht, 
über die Mehrbedarfsarbeit in den ers-
ten Arbeitsmarkt zu springen. Und sie 
können Gesprächskreise abhalten, in 
denen die Betroffenen sich über ihre neu 
gewonnene Würde austauschen können. 

Aber vielleicht lebt dann ja keiner mehr 
im Stadtteil, weil alle nach Ostfriesland 
oder Bayern gezogen sind, wo sie in Ar-
beit vermittelt wurden.
Ernsthaft: Die Arbeit der KollegInnen, 
die durch die Streichungen der Landes-
regierung weggefallen ist, kann durch 
1 Euro-Jobs nicht ersetzt werden. Wir 
benötigen nicht nur qualifizierte Kräf-
te, sondern auch eine Kontinuität in der 
Arbeit, da ohne eine stabile Beziehung 
zwischen Berater und Ratsuchendem, 
zwischen Pädagogen und Kindern keine 
fruchtbare Arbeit möglich ist. Und dazu 
bedarf es öffentlicher Mittel. 

Christina Hey
Proteste der von den Kürzungen Betroffenen in Wiesbaden 2003
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Viele Personen wollten aus Angst vor 
Repressionen ihrer Arbeitgeber nicht in-
terviewt werden. Dennoch gelang es uns 
mit zwei Personen zu sprechen, deren 
Aussagen in vielen Fällen als stellver-
tretend für ihre KollegInnen angesehen 
werden können. Den Interviewpartner-
Innen haben wir absolute Anonymität 
zugesagt. Sie arbeiten im sozialen Be-
reich oder sind bei einer kommunalen 
Beschäftigungsgesellschaft angestellt.

Erosion der 
Normalarbeitsverhältnisse
Der Niedriglohnsektor zeichnet sich 
nach unseren Interviews dadurch aus, 
dass praktisch keine Normalarbeits-
verhältnisse mit einer 35- bzw. 40-Stu-
denwoche vorkommen, obwohl viele 
Beschäftigte dies anstreben. Einige 
Personen arbeiten 30 Stunden, andere 
nur 25 oder 14. Immer häufiger werden 
sozialversicherungspflichtige Beschäf-
tigungsverhältnisse in 400-Euro-Jobs 
umgewandelt. 
Im Gesundheitssektor, insbesondere im 
Bereich der häuslichen Pflege, werden 
zunehmend auch illegale und damit völ-

lig rechtlose Arbeitskräfte aus Osteuro-
pa eingesetzt.
Die Arbeitsverträge werden auch nicht 
mehr unbefristet geschlossen, sondern 
sie sind auf ein Jahr oder ein halbes Jahr 
befristet. Gegebenenfalls werden sie für 
eine weitere Periode verlängert. Das 
hat den Charakter von Kettenverträgen. 
Zudem wird häufig die gesetzlich mög-
liche Probezeit von 6 Monaten maximal 
ausgenutzt. Viele Beschäftigte haben 

Niedriglohn und atypische 
Beschäftigungsverhältnisse
Der Sozialabbau wird immer rabiater vorangetrieben. Folge dieser Po-

litik ist langfristig eine zunehmende Verarmung breiter Bevölkerungs-

schichten. Wir, d.h. der AK Weltwirtschaft und WTO wollen feststellen, 

inwieweit atypische Beschäftigungsverhältnisse bzw. ein Niedriglohn-

sektor auch in Marburg bereits existieren. Zu diesem Zweck haben 

wir einige Interviews geführt, deren Ergebnisse statistisch sicherlich 

nicht aussagekräftig sind, aber sie bieten einen interessanten Einblick 

in Realitäten, die in der Presse normalerweise verdrängt werden.
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also einen einjährigen Arbeitsvertrag 
mit einer sechsmonatigen Probezeit. 
Der gegebenenfalls abzuschließen-
de neue Arbeitsvertrag sieht ebenfalls 
eine sechsmonatige Probezeit vor. So-
mit haben die Beschäftigten während 
der Hälfte des Jahres überhaupt keinen 
Kündigungsschutz und während der an-
deren Hälfte ist er stark eingeschränkt. 
Ein solches System erlaubt es, die Be-
schäftigten willkürlich zu heuern und zu 
feuern. Unter diesen Umständen traut 
sich niemand, Krankheiten auszukurie-
ren. Eine Interviewpartnerin sagte, sie 
versuche die Krankentage so weit wie 
nur irgend möglich zu verkürzen, eine 
andere stellte fest „es braucht schon sehr 
viel, bis ich mich krankschreiben lasse“. 
Eher noch nimmt sie Antibiotika und 
Schmerztabletten.
Im Gesundheitswesen fallen auch viele 
Überstunden an, die laut Arbeitsvertrag 
mit Freizeit abzugelten sind. Dies wird 
aber nie genau geregelt und die Be-

schäftigten trauen sich nicht, auf ihren 
vertraglichen Rechten zu bestehen, weil 
sie ja problemlos gefeuert werden kön-
nen.
Viele Sozialdienste sind durch die Kür-
zungsorgien der letzten Jahre chronisch 
unterbesetzt. Um die PatientInnen trotz 
Entlassungen ausreichend betreuen zu 
können, sind die MitarbeiterInnen aus 
organisatorischen Gründen manchmal 
gezwungen, Doppelschichten von 15 
Stunden (inkl. zwei Stunden Pause) zu 
schieben. 
Das ist eigentlich gesetzlich nicht gestat-
tet, aber es wird selbst in den Arbeits-
verträgen gefordert und es gibt keinen 
Widerspruch dagegen. Die meisten Be-
schäftigten sind froh, überhaupt Arbeit 
zu haben und hoffen, dass ihre Arbeits-
verträge verlängert werden.

Entlohnung
Bei einer Interviewpartnerin, die im so-
zialen Bereich arbeitet, liegt der Lohn 
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mit 1173 Euro Netto zwar weit unter 
dem bundesweiten Durchschnitt, ist 
aber höher als das Armutsniveau.
Viele Beschäftigte im Niedriglohnsektor 
verdienen deutlich weniger und kommen 
nur auf Löhne, die kaum über dem Ni-
veau der Sozialhilfe liegen, häufig sogar 
darunter. Dies ist insbesondere dann der 
Fall, wenn Personen auf dem zweiten 
Arbeitsmarkt in Beschäftigungsgesell-
schaften angestellt sind. Das Sozialamt 
stockt den Lohn dann entsprechend auf.
Selbst die Interviewpartnerin, die noch 
relativ gut verdiente, beklagte sich, dass 
der Lohn durch die in den letzten Jah-
ren massiv gestiegenen Fixkosten zu 
einem großen Teil aufgezehrt wird. Ins-
besondere werden die Kosten für Miete, 
Strom, Heizung, kommunale Gebühren 
und sonstige Nebenkosten der Woh-
nung, sowie die Kosten im Zusammen-

hang mit einem Auto, die Zuzahlungen 
für den Arztbesuch und Medikamente 
und gegebenenfalls eine private Alters-
vorsorge angeführt. Soweit es irgend 
geht – so wird uns berichtet – wird ver-
sucht, Arztbesuche und Rezepte für Me-
dikamente zu vermeiden.
Häufig ist aber der Besitz eines Autos 
Voraussetzung für eine Tätigkeit in der 
ambulanten Pflege. Vielfach wird ver-
langt, dass die Beschäftigten ihre Pati-
entInnen mit ihren Privatautos anfah-
ren. Ihnen wird zwar ein Kilometergeld 
gezahlt, dieses deckt aber noch nicht 
einmal die Benzinkosten, geschwei-
ge denn die Kosten für Verschleiß und 
Reparaturen. In ländlichen Gebieten 
ist der öffentliche Personennahverkehr 
inzwischen so schlecht, dass ein Auto 
absolut notwendig ist, um überhaupt 
die Arbeitsstelle zu erreichen. Dies ist 
insbesondere dann der Fall, wenn die 
Beschäftigten in Schichtdienst arbeiten. 
Die InterviewteilnehmerInnen sehen 
sich vom gesellschaftlichen Fortschritt 
ausgeschlossen. Sie nannten an Gütern, 
die sie gerne hätten aber sich nicht leis-
ten können: Digitalkamera, Videocam, 
DVD-Recorder. Bestenfalls ist bei noch 
verhältnismäßig gutverdienenden Per-
sonen noch ein Kurzurlaub von einer 
Woche drin, bei den anderen selbst das 
nicht. Eine Teilnahme am kulturellen 
Leben sei nur sehr eingeschränkt mög-
lich. Auch etwas aufwendigere Sportar-
ten kommen nicht in Frage.

Gewerkschaften und soziale 
Bewegungen
Gewerkschaften und Betriebsräte sind 
in den Betrieben der von uns interview-
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ten Personen nicht vorhanden. Dies 
liegt einerseits wohl an der geringen 
Betriebsgröße. Noch wichtiger ist aber, 
dass sich die Beschäftigten von ihnen 
keine Verbesserung ihrer Situation er-
hoffen. In ihrer Wahrnehmung ist nicht 
der Arbeitgeber der Hauptfeind, ganz im 
Gegenteil haben sie übereinstimmend 
berichtet, dass das Verhältnis zu ihm gut 
sei. Daran ändert offenbar auch die Will-
kür der Kettenarbeitsverträge nichts. 
Stattdessen wird die Regierung als der 
Schuldige für alle Verschlechterungen 
gesehen. Die Betriebe im sozialen Be-
reich kämpfen dagegen angeblich selbst 
ums Überleben und seien gezwungen, 
Leute zu entlassen oder ihnen weniger 
zu bezahlen. Gewerkschaften wären für 
diese Personengruppe also nur attraktiv, 
wenn sie ein explizit politisches Pro-
gramm verfolgen und über eine reine In-

teressenvertretung hinausgehen würden. 
Eine interviewte Frau sagte, sie wünsche 
sich von den sozialen Bewegungen, dass 
sie einen Anstoß für eine Organisation 
der Betroffenen geben sollen, etwa um 
eine gemeinsame Kinderbetreuung ein-
zurichten. Das würde insbesondere das 
Leben von allein erziehenden Müttern 
sehr erleichtern.

AK Weltwirtschaft und WTO

Weitere Informationen zum The-
ma Sozialabbau finden sich auf 
den Webseiten der bundesweiten 
attac-Kampagne “Genug für 

alle”: www.attac.de/genug-fuer-
alle/seiten/ und der AG “Soziale 

Sicherung”: www.attac-freising.
de/cgi-tdb/basics/sozsich/basics.
prg?main=main-start.htm
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„Ihr Job ist die Jobsuche“ - Er-

lebnisse in einer Trainingsmaß-

nahme 

Jeder Arbeitslose erhält eher früher als 
später die Einladung zu einer Trainings-
maßnahme. Wer die „Einladung“ zu ei-
ner solchen Maßnahme nicht annimmt, 
so wird im Anschreiben des Arbeits-
amtes deutlich gemacht, wird mit einer 
dreiwöchigen Sperrzeit bestraft. 
Mehrmalige Sperrzeiten führen schließ-
lich zur völligen Streichung der Bezüge. 
Keiner wird verschont: Endfünfziger, 
die eigentlich nur noch auf die Rente 

warten, Arbeitslose, die bereits einen 
Arbeitsvertrag haben, Alleinerziehende 
Personen und Ausländerinnen, die kein 
Wort deutsch sprechen. Alleinerziehen-
de werden bevorzugt in den Schulferien 
zur verpflichtet, was eine zusätzliche 
gewollte Belastung darstellt. Auch an-
gemeldete Nebenjobs müssen aufgege-
ben werden, mit der Begründung, sie 
würden der Verfügbarkeit für den Ar-
beitsmarkt widersprechen. Und diese 
Verfügbarkeit wird durch die Teilnahme 
an einer derartigen Trainingsmaßnahme 
amtlich festgestellt. 

Berichte von Trainingsmaßnahmen
Auf den folgenden Seiten veröffentlichen wir drei Berichte von Trai-

ningsmaßnahmen, die Arbeitslose zwangsweise über sich ergehen 

lassen müssen.

Agentur für Arbeit in Marburg
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Was soll trainiert werden? Den Arbeits-
losen mangele es an der Fähigkeit, sich 
zu bewerben, an der Einsicht in die ei-
genen Stärken und Schwächen. So die 
offizielle Begründung. Es handelt sich 
also offiziell um eine Bildungsveran-
staltung, mit deren Durchführung ein 
Privatunternehmen vom Arbeitsamt be-
auftragt wird. 
Da sitzen wir dann eng zusammenge-
drängt, über dreißig Leute in einem 
Raum für maximal zwanzig Personen. 
Später erfahre ich den möglichen Grund 
dafür, dass dieser Kurs so überfüllt ist: 
Normalerweise bleibt etwa ein Drittel 
der Verpflichteten zu Hause und kassiert 
lieber eine Sperrzeit. Mit den dadurch 
eingesparten Geldern wird in der Regel 
die Maßnahme bezahlt. Insofern macht 
das Arbeitsamt diesmal ein schlechtes 
Geschäft. Fast alle machen diese Ver-
anstaltung zum wiederholten Mal mit, 
einige sogar schon zum fünften Mal. 
Vier Wochen dauert so eine Maßnahme, 
jeden Tag, inklusive Pausen, acht Stun-
den. 
Am Anfang gibt es den EDV-Tag. Da sit-
zen dann alle am Computer. Na ja, nicht 
alle, schließlich gibt es nur zwanzig 
Geräte. An diesem Tag lernen wir, wie 
man ins Internet kommt, eine Suchma-
schine bedient und eine Jobbörse findet. 
Dinge, die praktisch jeder schon einmal 
gemacht hat. Neben mir sitzt eine Frau 
mit einer abgeschlossenen Umschulung 
als Multimediagestalterin. Alles Altbe-
kannte wird uns aber vom „Dozenten“, 
dessen Hauptaufgabe tatsächlich die 
Überprüfung der Anwesenheit ist, noch 
einmal in aller erdenklichen Ausführ-
lichkeit - eben so dass es über den gan-

zen Tag gestreckt ist - erklärt. Dasitzen 
und sich langweilen, mit den Sitznach-
barn reden, in der Zeitung lesen oder im 
Netz surfen, ist der eigentliche Inhalt, 
und immer wieder auf die Uhr schauen. 
In den nächsten Tagen geht´s weiter mit 
dem eigentlichen Bewerbungstraining. 
Dabei bekommen wir von unserer „Do-
zentin“, die sich ihr Geld als Ich-AG 
im Dienst des Arbeitsamts verdient, 
tolle Karrieretips: zum Beispiel den 
Vorschlag, DIN-A5 Flyer mit einem 
Kurzprofil von sich zu drucken und zu 
verteilen. Oder alle unsere persönlichen 
Kontakte zu nutzen, um an einen Job zu 
kommen. Das Prinzip, dass hier vermit-
telt wird, ist jedenfalls, alles dem Dik-
tat der Ökonomie zu unterwerfen, also 
auch Hobbys und Freundeskreis. Und 
nach Möglichkeiten zu suchen, sich pro-
tegieren zu lassen. 
„Ihr Job ist die Jobsuche!“ Man solle sich 
doch acht Stunden am Tag bewerben, lau-
tet ein anderer Vorschlag. Wie das gehen 
soll, bei dem nicht vorhandenen Stellen-
angebot, wird nicht verraten. Statistisch 
erwiesen sei es, dass Arbeitslose umso 
eher eine Stelle finden, je öfter sie sich 
bewerben. Man könnte natürlich auch 
auf den Gedanken kommen, dass Leu-
te, die sich häufiger bewerben, auch ein 
höheres Angebot an Stellen vorfinden. 
Beim Bewerbungszwang ist aber nicht 
der mögliche Erfolg einer Bewerbung 
ausschlaggebend, sondern die durch 
Bewerbungsschreiben und Absage do-
kumentierte Tatsache, dass man sich um 
„Arbeit bemüht hat.“ Das führt natürlich 
dazu, dass auf Druck der Arbeitsagentur 
auch völlig sinnlose Bewerbungen ge-
schrieben werden, was nicht nur für die 
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Arbeitslosen einigermaßen peinlich ist, 
sondern auch bei den solchermaßen zu-
gemüllten Unternehmen auf wenig Ge-
genliebe stößt. Ergebnis dieser Praxis ist 
beispielsweise die Tatsache, dass immer 
weniger tatsächlich offene Stellen dem 
Arbeitsamt gemeldet werden. 
Es gibt auch jede Menge Psychospiel-
chen. Wir sollen uns auf die Suche 
nach dem „Karriereanker“ machen - 
mittels Fragebögen, die für angehende 
Führungskräfte in den USA entworfen 
wurden: „Für mich ist eine Tätigkeit 
als Leiter eines Funktionsbereichs auf 
meinem Fachgebiet attraktiver als mei-
ne Aufgabe im General Management“. 
Beantwortung dieser Fragen auf der 
Skala „Stimme sehr zu“ bis „Stimme 
überhaupt nicht zu“. Zu jeder Antwort 
gibt es eine Zahl. Schließlich heißt es 
zusammenzählen und, wie beim Psy-
chotest in der Illustrierten, das Ergebnis 
nachschauen. Da gibt es den Karriere-
anker „DH - Dienst oder Hingabe für 
eine Idee oder Sache“ oder „TH - Totale 
Herausforderung: Alles und jeden besie-
gen müssen. Erfolg = unüberwindbare 
Hindernisse überwinden, immer größe-
re Herausforderungen suchen.“ Wollt 
ihr die totale Herausforderung? Es gibt 
auch andere Fragebögen, die besser auf 

die eigene Situation passen. In bestimm-
ten Trainingsmaßnahmen werden in-
zwischen Intelligenztests gemacht. Aber 
das macht das Ganze nicht besser: Das 
Übel liegt nicht in der Art der Fragen, 
sondern in der Unterstellung, Arbeitslo-
sigkeit sei ein persönliches Defizit sowie 
in der Offenbarung persönlicher Dinge, 
die immer wieder eingefordert wird. 
Trotzdem macht man diesen Blödsinn 
mit, schließlich will man nicht allzu sehr 
auffallen. Im Hintergrund steht stets die 
Drohung mit einem Ausschluss we-
gen „maßnahmewidrigem Verhalten“, 
was ebenfalls eine Sperrzeit nach sich 
zieht. Dazu kommt das Gefühl, dauern 
beobachtet zu werden. Zwar wird das 
Aufsichtspersonal der Maßnahme nicht 
müde, zu betonen, dass es dem Arbeits-
amt keinen Bericht erstattet, aber was 
ist von solchen Beteuerungen schon zu 
halten? So stellt jedes dieser Psycho-
spielchen, jeder dieser Fragebogen und 
jedes als Hilfsbereitschaft ausgegebenes 
„Beratungsangebot“ eine weitere Schi-
kane dar, ein Stöckchen, über das man 
springen muss, ob man will oder nicht. 
Auch ein „Einzelcoaching“ ist Teil der 
Maßnahme. Es dauert etwa eine Stunde, 
ist aber in dem am Ende der Maßnah-
me ausgeteilten Zertifikat mit vierzig 
Stunden verzeichnet. Allein das wirft 
ja schon ein bezeichnendes Licht auf 
die Seriosität der Veranstalter. Dabei ist 
jede Minute Zwangsberatung, ob in der 
Trainingsmaßnahme oder im Arbeits-
amt, eine Minute zuviel. Ein Vertrau-
ensverhältnis zu jemandem, der einem 
gleichzeitig droht, kann es sowieso nicht 
geben. Jeder dieser „Beratungstermine“, 
sei es innerhalb der Trainingsmaßnahme 
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oder direkt beim Arbeitsamt, das sich in-
zwischen als Agentur bezeichnet, ähnelt 
einem Verhör. Die Frage ist immer: Wie 
komme ich da halbwegs unbeschädigt 
wieder raus? Die „bessere Betreuung“ 
der Arbeitslosen ist eine der schlimms-
ten Drohungen von Hartz IV.
Schließlich gibt es noch das eigentliche 
Bewerbungstraining, bei dem zu x-ten 
Mal die Gestaltung einer Bewerbungs-
mappe und das Verhalten in einem Be-
werbungsgespräch durchgekaut wird. 
So ziehen die Tage allmählich vorüber. 
Die täglich acht Stunden dauernde Maß-
nahme wird mit dem ständigen Blick 
auf die Uhr abgesessen, jede Gelegen-
heit, den sinnlosen Vorträgen, vorzugs-
weise mit dem Gang in die Cafeteria zu 
entfliehen, wird genutzt. Das Prinzip der 
Veranstaltungen läuft im Allgemeinen 
so: Eine dreiviertel Stunde „Vortrag“, 

dann eine dreiviertel Stunde „Gruppen-
arbeit“. Besonders wichtig ist es, fünf 
Minuten vor der Mittagspause und vor 
Schluss der Veranstaltung noch einmal 
im Übungsraum zu erscheinen, damit 
sich auch ja niemand vorher absetzt. 
Gegen Ende der Maßnahme erhalten wir 
noch mal einen Fragebogen, der aller-
dings dem Arbeitsamt abgeliefert wer-
den muss und wie folgt aufgebaut ist: 
„Wo sehen sie sich in drei (sechs, neun, 
zwölf) Monaten? Wenn ihre bisherigen 
Bemühungen keinen Erfolg hatten, was 
sind sie bereit, dann zur Beendigung ih-
rer Arbeitslosigkeit zu tun (eine minder 
qualifizierte Arbeit annehmen, den Ort 
wechseln etc.)?“ Dieser Fragebogen 
solle als Grundlage für Gespräche mit 
unseren Arbeitsberatern dienen. Es ist 
der Prototyp eines jener Eingliederungs-
verträge, die mit Hartz IV für jeden Ar-
beitslosen verbindlich werden. 
Das Arbeitsamt ist tatsächlich immer 
weniger in der Lage, Stellen zu vermit-
teln. Auf diese Situation wird mit ver-
schärften Zwangsmaßnahmen gegen 
die Arbeitslosen reagiert. So war es der 
erhöhten Zahl von Sperrzeiten zu ver-
danken, dass trotz Rezession 2003 die 
offizielle Zahl der Arbeitslosen nicht ge-
stiegen ist. Seit diesem Jahr gelten auch 
Teilnehmer an Trainingsmaßnahmen 
nicht mehr als arbeitslos. 
Dabei ist es offensichtlich für die Ent-
wicklung der Arbeitslosigkeit völlig 
gleichgültig, ob sich alle Arbeitslosen 
pausenlos bewerben oder ob ein Teil 
von ihnen die Jobsuche resigniert auf-
gibt und sich in der Arbeitslosigkeit ein-
richtet. Mit fundamentalistischer Beses-
senheit wird an dem Dogma „niemand 
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darf sich dem Arbeitsmarkt entziehen“ 
festgehalten. Während der Arbeitsmarkt 
schrumpft und es damit immer schwie-
riger wird, einen Job zu finden, wird 
den Arbeitslosen gleichzeitig dieser 
Umstand als persönliche Schuld oder 
Versagen angekreidet, auf die mit ver-
schärftem Druck und Umerziehungs-
maßnahmen reagiert werden muss. 
Dafür werden keine Kosten gescheut - 
was bei der Senkung der Arbeitslosen-
hilfe eingespart wird, wird für den bü-
rokratischen Aufwand des „Fördern und 
Forderns“ wieder ausgeben. Auf diese 
Art werden dann doch wieder Arbeits-
plätze geschaffen: Als „Dozent“ bei 
Trainingsmaßnahmen, als „selbständi-
ger“ Subunternehmer, der solche Maß-
nahmen organisiert oder als Fallmana-
ger bei der Arbeitsagentur.

Was willst du eigentlich? Einen 

Arbeitsvertrag? - Die Trainings-

maßnahmen beim Arbeitsamt - 

Es gibt über Sinn und Unsinn der be-
kannten Trainingsmaßnahmen des Ar-
beitslosenamtes eigentlich nicht mehr 
viel zu sagen. Im Sommer 2003 ist es 
dem Marburger Medienwissenschaftler 
Gerd Hallenberger gelungen, auf die 
unhaltbare Praxis dieser Trainingsmaß-
nahmen aufmerksam zu machen. Auf 
Arbeitsplätzen, Straßen und Märkten, 
in Presse, Funk, Fernsehen, im Internet, 
Wohnzimmer und beim Gartengrill wur-
de darüber diskutiert und kaum ein Be-
teiligter konnte über diesen Schwachsinn 
der Trainingsmaß- nahmen nicht den 
Kopf schütteln. Das Kopfschütteln hat 
seitdem nicht nachgelassen, gleichwohl 
werden die gymnastischen Übungen der 

Gesellschaft inzwischen nicht mehr mit 
gleicher Aufmerksamkeit bedacht. Die-
se Trainingsmaßnahmen gehen weiter 
und es gibt keine Möglichkeiten, kei-
ne juristischen, keine politischen und 
keine publizistischen, dem laufenden 
Schwachsinn Einhalt zu gebieten. Also 
bleibt den Betroffenen und denen, die 
davon in Zukunft betroffen sein wer-
den, nichts anderes übrig, als schwer 
durchzuatmen und sich zu beugen. Die 
Bürokratie hat sich durchgesetzt, und 
sie hätte es nicht einmal nötig gehabt, 
sich zu blamieren. Tatsächlich aber ist 
es beispielsweise dem Marburger Di-
rektor des Arbeitslosenamtes Waldemar 
Droß gelungen, sich dem Gelächter von 
ZeitungsleserInnen auszusetzen, und 
dies, obwohl es einer wie auch immer 
schwachsinnig begründeten Verteidi-
gung dieser Trainingsmaßnahmen gar 
nicht bedurft hätte. 
Die Trainingsmaßnahmen dienen der 
sogenannten „Verfügbarkeitskontrolle“ 
und, ob einem das zusagt oder nicht, 
diese Verfügbarkeitskontrollen dienen 
nicht dem Zweck der Bekämpfung von 
Arbeitslosigkeit, sie dienen nicht dem 
Zweck einer Humanisierung der Ge-
sellschaft, sondern der Bekämpfung 
von Arbeitslosen. In dieser Hinsicht 
- so könnte man es sehen - sind diese 
Trainingsmaßnahmen tatsächlich nichts 
anderes als Trainingsmaßnahmen, die 
der Realität der Menschenschikane in 
der Arbeitswelt gerecht werden. Die 
dahinter steckende Vernunft ist genauso 
einfach wie pragmatisch: Es ist unmög-
lich, mehrere Millionen Menschen auf 
nicht vorhandene Arbeitsplätze zu ver-
mitteln. Um herauszufinden, wen man 
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denn vermitteln kann, sorgt man dafür, 
dass diejenigen, die sich der Kontrolle 
entziehen, als nicht verfügbar deklariert 
werden, um sie damit aus dem Bezug 
von Leistungen herauszunehmen. Da-
durch kann man mit der gleichen Klappe 
eine zweite Fliege schlagen: diejenigen, 
die sich der Verfügbarkeitskontrolle un-
terwerfen, können ebenfalls als nicht 
verfügbar deklariert werden, weil sie 
ja für die Dauer der Teilnahme dem Ar-
beitsmarkt entzogen sind. Sie erhalten 
zwar weiter Leistungen, werden aber 
nicht mehr mit gezählt. Das ist eine tol-
le Sache. Das tollste an dieser Sache ist 
übrigens, und darauf haben viele bisher 
nicht geachtet: diese Trainingsmaßnah-
men sind nicht nur schwachsinnig, sie 
dienen außerdem als Bollwerk gegen 
die Notwendigkeit der Errichtung von 
Arbeitslagern, welche durchzusetzen 
eigentlich in der Logik der Sache läge. 
Doch wird dies einstweilen noch am 

Widerstand der Bürokratie scheitern, so 
lange diese Trainingsmaßnahmen unter 
dem verlogenen Vorwand der Qualifi-
zierung und Weiterbildung laufen. Wie 
ist das zu verstehen? 
Eine moderne Markt- und Industrie-
gesellschaft kann nur funktionieren 
unter der Bedingung einer legitimen 
Verfügungsgewalt über Menschen, die 
durch den freiwilligen Abschluss von 
Arbeitsverträgen sicher gestellt wird. 
Dies jedenfalls gilt als die juristische 
wie ökonomische conditio sine qua non. 
Niemand muss Erwerbsarbeit leisten, 
es reicht völlig, wenn man will. Wenn 
man nicht will, nun, dann geht es nicht. 
Durch Arbeitsverträge werden Rechte 
und Pflichten geregelt, dazu gehört auch 
die Solidaritätspflicht, welche besagt, 
dass man in die Arbeitslosenversiche-
rung einzuzahlen hat, ob man dies will 
oder nicht. Das Recht auf Auszahlung 
von Arbeitslosengeld oder Arbeitslosen-
hilfe hat man aber nur dann, wenn man 
eben dies nicht eigentlich haben will, 
sondern etwas ganz anderes, nämlich 
einen Arbeitsvertrag zuzüglich der darin 
enthaltenen Solidaritätspflicht. 
Soweit wäre die Sache, wenn auch ir-
gendwie kurios, in Ordnung. Was die 
Ordnung stört, ist die Tatsache, dass fast 
alle erwerbsfähigen Menschen einen Ar-
beitsvertrag wollen in einer Zeit, in wel-
cher gleichzeitig durch Technisierung 
und Rationalisierung die Verfügbarkeit 
über Menschen weniger notwendig wird, 
weil man Maschinen hat, über welche zu 
verfügen nicht nur kostengünstiger, son-
dern auch wesentlich schneller ist, um 
so dem globalen Konkurrenz- und In-
novationsdruck einigermaßen gewach-

Im ehemaligen EAM-Gebäude sollen die 
Arbeitslosen bald “betreut” werden.
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sen zu sein. Was macht man denn nun 
mit den vielen Menschen, die sich der 
legitimen Verfügbarkeit durch Arbeits-
verträge zur Verfügung stellen wollen? 
Man verschärft die Prüfung ihres Wil-
lens! Aus diesem Grunde gibt es diese 
Trainingsmaßnahmen. 
Und was spräche gegen eine weitere 
Verschärfung? Arbeitslager, aber frei-
willig. Wer nicht will, nun, der will 
nicht, will also keinen Arbeitsvertrag, 
keine Solidaritätspflicht usw. Da nun 
gleichzeitig allen klar ist, dass Arbeits-
lager das Allerletzte wären, bleiben die-
se Trainingsmaßnahmen das Vorletzte. 
Wer also meint, diese Trainingsmaßnah-
men seien der größte Schwachsinn, hat 
noch nicht nach einer Gesellschaft ge-
fragt, unter deren Bedingungen so etwas 
möglich ist.  

„Kompetenztraining“ - ein Mittel 

gegen Arbeitslosigkeit?

Schon seit geraumer Zeit führt die Bun-
desagentur für Arbeit sogenannte „Trai-
nings“- bzw. „Feststellungsmaßnahmen“ 
durch, um die immer weiter steigenden 
Arbeitslosenzahlen einzudämmen. An-
gebliches Ziel dieser Maßnahmen ist es, 
Arbeitslose bei der Entwicklung neuer 
beruflicher Perspektiven zu unterstüt-
zen und so schneller wieder in Arbeit 
zu bringen. Tatsächlich lassen die Prak-
tiken, mit denen solche Maßnahmen 
durchgeführt werden, Zweifel nicht nur 
an der Effektivität, sondern vor allem 
auch an der angeblichen Zielsetzung 
aufkommen.
Die Marburger Agentur für Arbeit ver-
anstaltet die Maßnahmen nicht selbst, 
sondern beauftragt private Bildungsträ-

Das “Bildungswerk der hessischen Wirtschaft” residiert in diesem heruntergekommen 
ehemaligen Telekom-Gebäude in der Temmlerstr. 3
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ger mit deren Durchführung. Die Rah-
menkonzeption wird von der Agentur 
vorgegeben. Die privaten Bildungsfir-
men reichen ihre Angebote ein, wobei 
das billigste in der Regel den Zuschlag 
erhält. Einer der in Marburg aktiven 
privaten Bildungsträger ist das Bil-
dungswerk der Hessischen Wirtschaft 
e.V., das von der Vereinigung der hes-
sischen Unternehmerverbände e.V. ge-
tragen wird. Das Bildungswerk führt 
sogenannte „Kompetenztrainings“ von 
vierwöchiger Dauer durch, zu denen die 
Agentur Arbeitslose unter Androhung 
von Leistungskürzungen „einlädt“. 
„Kompetenztraining“ bedeutet: Die 
Teilnehmer dieser Maßnahmen müs-
sen dem Kursleiter ihre Lebensläufe, 
Zeugnisse und sonstigen Bewerbungs-
unterlagen vorlegen und sich einem 
Intelligenztest („IST 2000 R“) unterzie-
hen. Dies gilt auch für promovierte und 
habilitierte Akademiker. Darüberhinaus 
finden „Übungen zur Selbsteinschät-
zung“ statt. Hierzu gehören neben psy-
chologischen Tests auch Vorträge über 
ihren persönlichen und beruflichen Wer-
degang, zu denen die Teilnehmer genö-
tigt werden. Außerdem wird ein Bewer-
bungstraining durchgeführt, in dem die 
Teilnehmer lernen sollen, sich selbst zu 
vermarkten. Am Ende der Maßnahme 
füllt der Kursleiter über jeden Teilneh-
mer einen mehrseitigen Beurteilungsbo-
gen aus, der an die Agentur für Arbeit 
weitergeleitet wird.
In Anbetracht der Tatsache, dass die Ar-
beitslosen den Kurs nicht freiwillig be-
suchen, sondern von der Agentur für Ar-
beit dort eingewiesen werden, erscheint 
diese Vorgehensweise sowohl im Hin-

blick auf den Datenschutz als auch was 
die Würde des Einzelnen anbelangt, 
äußerst problematisch. Weigert sich ein 
Teilnehmer, an den „Übungen“ teilzu-
nehmen, sind Abmahnungen durch den 
Kursleiter möglich, die schließlich zur 
Sperrung des Arbeitslosengeldes oder 
der Arbeitslosenhilfe führen können. 
Auch die Praxis des Bildungswerks der 
Hessischen Wirtschaft, die unfreiwilli-
gen Kursteilnehmer zur Unterzeichnung 
eines „Schulungsvertrages“ zu nötigen, 
mutet rechtlich sehr fragwürdig an. Dies 
vor allem auch wegen der im Vertrag 
enthaltenen Klausel, dass die Kosten 
des Lehrganges „in der Regel“ vom 
Arbeitsamt übernommen werden. Dem-

nach können anscheinend die Kosten im 
Einzelfall auch dem Teilnehmer / der 
Teilnehmerin aufgebürdet werden.
Was die Effektivität der Kompetenztrai-
ningskurse anbelangt, so liegen nach 
Aussage einer Kursleiterin keinerlei 
Informationen über Erfolgsquoten oder 
verbesserte Vermittlungschancen für die 
Teilnehmer vor. Da viele Arbeitslose je-
doch immer wieder in ähnliche Kurse 
gesteckt werden, kann der Nutzen für die 

eher eine “Briefkastenfirma”
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Teilnehmer nicht sehr hoch sein. Auch 
lässt die Tatsache, dass die „Kompe-
tenztrainingskurse“ von Honorarkräften 
durchgeführt werden, die selbst kaum 
über Berufserfahrung verfügen und 
weitaus geringer qualifiziert sind als die 
meisten Teilnehmer, erhebliche Zweifel 
an der Kompetenz der Kursleiter sowie 
an der Seriosität privater Bildungsträger 
aufkommen.
Die Kompetenztrainingskurse des Bil-
dungswerks der Hessischen Wirtschaft 
erheben den Anspruch, „wirtschafts-
nah“ stattzufinden. Tatsächlich werden 
in den vier Kurswochen keine Kontakte 
zu Wirtschaftsunternehmen vermittelt. 
Auch die im Kursprogramm vorgesehe-
ne Analyse der regionalen Arbeitsmarkt-
situation findet nicht statt. Vermittelt 
wird den Arbeitslosen, sie seien selbst 
verantwortlich für ihre Situation. Dis-
kussionen über die Zustände auf dem 
Arbeitsmarkt und die politischen Ursa-
chen für die gegenwärtige wirtschaft-
liche Entwicklung sind unerwünscht 
und werden bewusst ausgeklammert. 
Der Effekt, der vor allem bei Personen 
erzielt wird, die zum wiederholten Mal 
an solchen Maßnahmen teilnehmen 
müssen, ist das Aufkommen von Selbst-
zweifeln, dem Gefühl, der Willkür von 
Behörden ausgeliefert zu sein und von 
Frustration - sicher keine gute Basis, um 
sich selbstbewusst auf dem immer enger 
werdenden Arbeitsmarkt zu behaupten.
Es stellt sich die Frage nach dem Nutzen 
der für den Steuerzahler kostspieligen 
Maßnahmen. Der Nutzen für die Agen-
tur für Arbeit liegt zunächst darin, dass 
die Teilnehmer entsprechender Kurse 
vorübergehend aus der Arbeitslosensta-

tistik herausgerechnet werden können. 
Darüber hinaus spekuliert die Behörde 
offensichtlich von vornherein darauf, 
dass sich ein Teil der Arbeitslosen auf-
grund des psychischen Drucks in den 
Kursen freiwillig aus dem Leistungsbe-
zug abmeldet oder wegen Nichterschei-
nens eine Sperre der Leistungen erhält. 
Wie sonst ist es zu erklären, dass zu 
Kursen, die maximal 16 Personen auf-
nehmen können, 30 Personen „eingela-
den“ werden? Die Nötigungspolitik der 
Agentur für Arbeit geht sogar so weit, 
dass Personen, die sich mit Fördermit-
teln der Agentur selbständig zu ma-
chen versuchen, in diese Vollzeitkurse 
gezwungen werden, so dass sie daran 
gehindert werden, ihr junges Unterneh-
men aufzubauen. Diese Vorgehenswei-
sen sparen der Agentur zwar kurzfristig 
Geld, ändern aber nichts an der Tatsache, 
dass mehr als 4,5 Millionen Menschen 
in der Bundesrepublik ohne Arbeit sind. 
Nutznießer dieser „Arbeitsmarktpolitik“ 
sind vor allem die privaten Bildungsträ-
ger, deren Existenz maßgeblich von der 
Auftragsvergabe durch die Agentur für 
Arbeit abhängt. Hier wurde ein künst-
licher Markt geschaffen, der es ermög-
licht, öffentliche Mittel abzuschöpfen, 
ohne dass eine Verbesserung der Lage 
eintritt. 
Vor diesem Hintergrund sind Zweifel 
berechtigt, ob es überhaupt Ziel der 
Agentur für Arbeit ist, Erwerbslose in 
Arbeit zu bringen oder ob nicht vielmehr 
die Reduzierung der Leistungsbezieher 
im Vordergrund steht. Verlierer dieser 
Praktiken sind sowohl Erwerbslose als 
auch Steuerzahler und damit letztend-
lich die Allgemeinheit. 
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Montagsdemo? 
Ist es nicht zynisch, an die Tradition der 
Menschen anzuknüpfen, die sich gegen 
eine Diktatur erhoben? Nein, ist es nicht, 
denn wieder wird in Ostdeutschland und 
jetzt auch hier gegen eine Diktatur ge-
kämpft, die immer mehr um sich greift 
und die Politik von Schröder & Co do-
miniert:  die Diktatur des Marktes, die 
Diktatur der Standortkonkurrenz, die 
Diktatur des privaten Profits!

Liebe Marburgerinnen 
und Marburger,
bisher wurde Hartz IV hauptsächlich 
wegen der vorgesehenen Leistungskür-
zungen und der Anrechnung von Ein-
kommen kritisiert. Das ist schlimm ge-
nug, aber nicht der Kern des Problems.

Leistungskürzungen und Willkür
Viele Personen, die von ihrer Einkom-
menssituation her berechtigt sind, Ar-
beitslosengeld II zu beziehen, werden 
es dennoch nicht bekommen. Denn ein 
Rechtsanspruch besteht nicht mehr, die 
Entscheidung über die Leistungsgewäh-
rung ist der Willkür der Fallmanager 
überlassen. 
Und die dürfen Geldzahlungen nur dann 
gewähren, wenn die Arbeitslosen einen 
Eingliederungsvertrag unterzeichnet 
haben und nach Meinung des Fallmana-

gers überhaupt eine Vermittlungschance 
haben.
Was passiert aber mit den anderen? Das 
ist unbekannt. Vielleicht gibt aber das 
Mannheimer Sozialamt einen Ausblick 
auf die Zukunft von Hartz IV. Hermann 
Genz, der Leiter dieses Sozialamtes 
brüstete sich, 550 Personen durch Schi-
kanen aus dem Sozialhilfebezug geke-
gelt zu haben. Wovon diese Personen 
leben sollen, kümmert ihn offensichtlich 
nicht.

Zwangsarbeit
Hartz IV wird auch dazu führen, dass 
sich Zwangsarbeit in großem Umfang 
durchsetzen wird. Schon heute nutzt das 
kommunale Unternehmen Praxis GmbH 
die Arbeitskraft von ZwangsarbeiterIn-
nen etwa bei einem Umzugsservice. Es 
ist uns auch ein Fall bekannt, wo eine 
Person ebenfalls Zwangsarbeit in einer 
Verwaltungsstelle der Stadtverwaltung 
von Marburg leistet.
Dies wird sich mit Hartz IV verallge-
meinern. Wirtschaftsminister Clement 
geht von mindestens 600.000 Personen 
aus, die in Billigjobs für einen Euro die 
Stunde arbeiten werden müssen. 
Dieser Lohn wird dann gegebenenfalls 
auf das Niveau des Arbeitslosengeldes 
II aufgestockt. Wer sich weigert, dem 
werden alle Leistungen gestrichen. 

Gegen Enteignung, Niedriglohn 
und Zwangsarbeit weltweit
Rede eines Vertreters von attac auf der ersten Marburger Demo gegen 

Sozialabbau am 23. August 2004.
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Dies rechtfertigt es, von Zwangsarbeit 
zu sprechen: Wer nicht für diesen Hun-
gerlohn arbeitet, verliert die Möglich-
keit, ein menschenwürdiges Leben zu 
führen.  Wer alle Zwangsmaßnahmen 
mitmacht, gibt damit den Rest eines 
selbstbestimmtes Leben auf. Die Hartz-
Gesetze treten die Würde des Menschen 
mit Füßen.
Es heißt, diese Tätigkeiten sollen kei-
ne Arbeitsplätze gefährden – das aber 
ist unrealistisch. Der hochverschuldete 
Landkreis Marburg-Biedenkopf will ab 
dem nächsten Jahr die Betreuung der 
Arbeitslosen selbst übernehmen. Das 
lässt sich kostendeckend aber nur reali-
sieren, wenn in kommunalen Betrieben 
und Verwaltungen massenhaft tariflich 
gebundene Arbeitskräfte entlassen und 
durch ZwangsarbeiterInnen ersetzt wür-
den. Mit der vollständigen Umsetzung 
von Hartz IV und der Durchsetzung 

dieser Logik werden in einigen Jahren 
in der Kranken- und Altenpflege, der 
eigentlichen Verwaltung, bei der Müll-
abfuhr und im öffentlichen Personen-
nahverkehr hauptsächlich Zwangsarbei-
terInnen beschäftigt sein.
Die Agentur für Arbeit kann ihre 
ZwangsarbeiterInnen zukünftig auch an 
Privatbetriebe ausleihen. Daneben wird 
die Angst vor dem sozialen Abstieg bei 
Verlust des Jobs die Arbeitenden weiter 
in die Defensive bringen. Unsicherheit, 
Angst, Konkurrenzkampf und der Ab-
bau von Rechten wird dazu führen, dass 
sich der Lohn für einfache Tätigkeiten 
in einigen Jahren auf dem Niveau des 
Arbeitslosengelds II einpendelt.
Damit landen wir bei frühkapitalisti-
schen Verhältnissen. Denn die Zwangs-
arbeiterInnen haben keine festen Ar-
beitszeiten, kein Streikrecht und für sie 
gilt auch nicht die Unverletzlichkeit der 

Bilder auf den Seiten 28-30: Montagsdemonstrationen in Marburg
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Wohnung, die von MitarbeiterInnen des 
Arbeitsamtes jederzeit durchsucht wer-
den kann. Letztendlich werden sie wie 
Kriminelle auf Bewährung behandelt. 

Race to the bottom
Warum das alles? Die Lohnkosten sind 
in Deutschland zu hoch, wir verlieren 
unsere Wettbewerbsfähigkeit! Hans-
Werner Sinn, Präsident des IFO-Insti-
tuts für Wirtschaftsforschung, propa-
gierte diesen Unterbietungswettbewerb 
um Niedriglöhne am 4.4.2004 bei Sabi-
ne Christiansen, Zitat: „Wenn wir schon 
nicht mehr gut sind, dann müssen wir 
wenigstens billig sein.“  Diesem Zweck 
dient auch Hartz IV. Die Löhne sollen 
nachdrücklich gesenkt werden. 
Dabei gliedert sich Hartz IV ein in eine 
ganze Reihe von Maßnahmen auf deut-
scher, europäischer und globaler Ebene. 
Auch die EU-Kommission bereitet mit 
der sog. Bolkestein-Richtlinie zur Libe-

ralisierung des Dienstleistungssektors 
Programm vor, dass unter anderem zu 
einem massiven Lohndumping führen 
wird.
Weltweit sind mindestens eine Milliar-
de Menschen arbeitslos oder unterbe-
schäftigt. In den Entwicklungsländern 
sind die Löhne deshalb extrem niedrig. 
ArbeiterInnen in der Elektronischen In-
dustrie in Shenzen / China verdienen 37  
$ pro Monat, damit z.B. die dort produ-
zierten Fernseher auf dem Weltmarkt 
wettbewerbsfähig sind, wir billig ein-
kaufen können und die Konzerne trotz-
dem noch Gewinne einfahren. Von 37 $ 
im Monat kann niemand leben, selbst 
in China nicht und erst recht nicht bei 
uns. Wer also einen Unterbietungswett-
bewerb um Niedriglöhne startet, setzt 
weltweit eine massive Spirale der Ver-
armung in Gang.
Es geht bei Hartz IV ja nicht darum, dass 
wir im reichen Norden auf etwas ver-
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zichten müssen, damit es den Menschen 
im Süden besser geht. Im Gegenteil: der 
Druck auf die arbeitenden Menschen, 
den der Menschlichkeit beraubten „Fak-
tor Arbeit“ wird durch Hartz auf globa-
ler Ebene erhöht.
Soll tatsächlich die große Mehrheit der 
Menschheit unter immer schlechteren 
Bedingungen leben, damit die Gewinne 
von Konzernen und Kapitalanlegern in 
gewohnter Weise erhalten bleiben?
Wir dürfen diesen Wahnsinn nicht 

mehr länger mitmachen! Verweigern 

wir uns diesem Unterbietungswettbe-

werb! 

Eine Alternative sind Mindestlöhne und 
ein allgemeines Existenzgeld: 
Denn von seiner Arbeit muss ein Mensch 
leben können – aber ohne Arbeit auch!
Alle müssen in Würde leben könnten, 
ohne Schikanen, ohne Zwang, ohne 
Druck. Fragen wir nicht, wie billig die 
Arbeit sein muss, damit die deutsche 

Wirtschaft wettbewerbsfähig bleibt 
– d.h. damit weiterhin hohe Profite ge-
macht werden können. Fragen wir, wie 
wir leben wollen, wie viel dafür gear-
beitet werden muss und wie wir diese 
Arbeit solidarisch verteilen!
Es ist genug für alle da! 

Wenn wir aber fragen, wer Einfluss 
auf die Verteilung hat, wie Macht und 
Eigentum verteilt sind, stellen wir fest, 
dass es mit unserer Demokratie nicht 
weit her ist!
Darum muss der Protest weiter gehen, 
sich ausbreiten, 
● um den neoliberalen Wolf im nur noch 
schlecht getarnten sozialdemokratischen 
Schafspelz zu stoppen
● um uns einzumischen und echte De-
mokratie einzufordern 
● um soziale Sicherheit und ein men-
schenwürdiges Leben für alle zu er-
kämpfen

attac Marburg
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Nach fast dreißig Jahren stetig anstei-
gender struktureller Massenarbeitslosig-
keit wird im herrschenden Diskurs nach 
deren Hintergrund und den zugrunde-
liegenden Ursachen kaum noch gefragt. 
Stattdessen dreht sich der Streit nur 
noch um die Effektivität unterschiedli-
cher Methoden der Entsorgung des Pro-
blems – natürlich immer unter der Über-
schrift von „Lösungsansätzen“. Mit den 
Ansätzen der „Verfolgungsbetreuung“ 
und  des „Forderns und Förderns“ 
kristallisieren sich dabei zwei zentrale 
Konzepte heraus, die sich bei näherem 
Blick jedoch nur als Varianten dessel-
ben erweisen. Beide sind gleichermaßen 
scheußlich. Es geht um unterschiedliche 
Formen der Abwicklung des bisherigen 
Wohlfahrtsstaates, bei gleichzeitiger Ta-
buisierung und praktischer Erschwernis 
von emanzipatorischen Alternativen. 
Insbesondere die Debatte um die so 
genannten „Hartz-Reformen“ hat dies 
deutlich gezeigt.

Die Verfolgungsbetreuung
Die Regierung verweist darauf, dass 
die „Reformen“ zu greifen beginnen. 
Als Beleg führt sie statistische Effekte 
an, nach denen Anfang 2004 die Zahl 
der Arbeitslosen zurück gehe. Auffällig 
an diesem „Beschäftigungswunder“ ist 
aber der gleichzeitig sich vollziehende 
reale Rückgang der Beschäftigung. Ne-

ben neuen statistischen Tricks basiert der 
Rückgang der Arbeitslosigkeit darauf, 
dass weniger Menschen Anspruch auf 
Lohnersatzleistungen haben und deswe-
gen auch nach herkömmlichen Kriterien 
nicht mehr in der Statistik geführt wer-
den müssen. Durchaus zu Recht wird 
dies von Florian Gerster, dem ehemali-
gen Chef der Bundesanstalt für Arbeit, 
als Effekt der Reformen gewertet. Ne-
ben der verschärften Vermögensanrech-
nung der Einkommen von Lebenspart-
nern, der vor allem dazu geführt hat, 
dass viele Frauen keinen Anspruch mehr 
auf staatliche Leistungen haben, hat der 
stärkere Druck auf Arbeitslose dazu ge-
führt, dass die „unechten Arbeitslosen“ 
(Gerster) erwischt wurden, und durch 
Aussteuerung aus dem Leistungsbezug 
nicht mehr als arbeitslos gelten. Der Be-
griff der „Verfolgungsbetreuung“ drückt 
diese verschärfte Praxis der Arbeitsver-
waltung treffend aus. Die Statistik wird 
bereinigt und die Herausgefallenen wer-
den ohne materielle Zuwendung in eine 
stetige Verarmung entlassen. Der Staat 
erklärt bestimmte Menschen nun auch 
für überflüssig, nachdem der Markt dies 
vorher schon getan hat.1 Mitarbeiter des 
Personalrats des Landesarbeitsamtes 
NRW beschreiben die Folgen: 
„Der BA Vorstand fordert Arbeitslosen-
geldeinsparungen in Höhe von 2,89 Mrd. 
Euro für das Jahr 2003. Dabei schätzen 

Der aktivierende Staat 
macht mobil
Auswirkungen des „Forderns und Förderns“



32           Sozialabbau und Enteignung

die verantwortlichen in der BA zu Recht 
ein, dass mit einer gutwilligen Rückga-
be der Gelder durch die Arbeitslosen 
nicht zu rechnen ist. Also verpflichtet 
man die Arbeitsämter, diese Summen 
einzutreiben. Das Einsparzauberwort 
heißt Sperrzeit und die dazu notwen-
digen Maßnahmen werden im BA-Un-
wort des Jahres zusammengefasst: Den 
Arbeitslosen droht die „Verfolgungs-
betreuung“. Konkret bedeutet das, jede 
mögliche und unmögliche Gelegenheit 
zur Verhängung einer Sperrzeit wird 
genutzt. Der Druck auf die Arbeitslosen 
macht auch vor den Kolleginnen und 
Kollegen in den Ämtern nicht halt. Es 
werden Hitlisten eingerichtet, mit dem 
Ziel, zu schauen, wer in welcher Zeit 
wie viele Sperrzeiten verhängt. In der 
Arbeitsvermittlung verschärft sich der 
Umgangston mit den Arbeitslosen, in 
der Leistungsabteilung brechen die Kol-
leginnen und Kollegen unter der Flut 
von Leistungseinstellungen und Sperr-
zeitbescheiden zusammen. Die Fra-
ge, ob berechtigte oder unberechtigte 
Sperrzeit ist vollkommen unerheblich, 
in jedem Fall aber störend und somit 
unerwünscht.“

Fordern und Fördern
Nun bleibt diese Politik natürlich nicht 
unkritisiert. Der vorherrschende Ein-
wand besteht jedoch darin, dass sie 
nicht konsequent genug verfolgt wird. 
Gelegentlich wird auch moniert, mit 
diesen Maßnahmen bekämpfe man nur 
die Arbeitslosen, nicht aber die Arbeits-
losigkeit. Allein dieses „nur“ ist verräte-
risch, die Bekämpfung der Arbeitslosen 
soll keineswegs unterlassen werden, es 

soll allerdings noch was hinzukommen. 
Diese sollen vielmehr „gefordert und ge-
fördert“ werden. Paradoxerweise steht 
jedoch die aktuell betriebene Politik ge-
nau unter diesem Leitbild. Von Vertre-
ten des „Forderns und Förderns“ wird 
daher darauf hingewiesen, dass dieser 
Ansatz von den Praktikern des Arbeits-
amtes offensichtlich falsch verstanden 
worden ist. So heißt es bei Fretschner, 
Hilbert und Stöbe-Blossey (2003): „Auf 
der individuellen Ebene der sozialen Ar-
beit steht die Verknüpfung von Fördern 
und Fordern im Mittelpunkt. Dies kann- 
etwa bei sozial- und arbeitsmarktpoli-
tischen Programmen - gegebenenfalls 
auch bedeuten, dass die Ablehnung von 
staatlichen Förderangeboten mit Sankti-
onen belegt wird - allerdings nur wenn 
geeignete, individuell passgenaue För-
derangebote überhaupt gemacht wer-
den. Diese Verknüpfung von Fordern 
und Fördern wird in der öffentlichen 
Diskussion gerne übersehen: Teilweise 
werden unter Berufung auf das Leitbild 
des aktivierenden Staates beispielswei-
se pauschal Leistungskürzungen für 
arbeitsunwillige Arbeitslose gefordert, 
ohne zu hinterfragen, ob geeignete An-
gebote überhaupt existieren (...). Die 
Verknüpfung von Fordern und Fördern 
bedeutet zunächst eine steigende Anfor-
derung an Sozialpolitik und soziale Ar-
beit, verstärkt geeignete Angebote für 
sehr unterschiedliche Zielgruppen zu 
entwickeln. Dies heißt eben auch, dass 
bei bestimmten Gruppen zunächst das 
Wollen Können unterstützt werden muß. 
Die Androhung von negativen Sankti-
onen im Falle der Ablehnung kann in 
der Tat nicht für sich genommen eine 
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Verhaltensänderung in eine bestimmte 
Richtung bewirken, sie kann jedoch ver-
knüpft mit geeigneten Angeboten eine 
unterstützenden Funktion einnehmen - 
nicht mehr aber auch nicht weniger.“
Da stellt sich natürlich die Frage, was 
ein „geeignetes Angebot“ ist. Es ist auf 
jeden Fall eines, das nicht abgelehnt 
werden kann, ohne negative Sanktionen 
zu befürchten. Üblicherweise nennt man 
so etwas Zwang. Über diesen Zwang 
soll eine Verhaltenskorrektur erreicht 
werden. Sie soll darin bestehen, dass die 
Betreffenden das wollen, was ihnen auf-
gezwungen wird. Es zielt also auf de-
ren Einstellungen: Sie sollen dasjenige 
als ganz in ihrem Sinne begreifen, was 
ihnen von anderen angetan wird. Dass 
sie es vielleicht selber als sinnlos emp-
finden, weil sie sich keine Verbesserung 
ihrer Situation davon versprechen, spielt 
keine Rolle. Vielmehr ist die Uneinsich-
tigkeit Anlass für eine Verschlechterung. 

Diese soll dazu führen, dass das zunächst 
abgelehnte Angebot doch noch als sinn-
voll begriffen wird. Die verschlechterte 
Lage dient als gerechte Strafe für den 
Eigensinn. Dem Arbeitslosen soll klar 
werden, diesen gefälligst aufzugeben, 
wenn er in dieser Gesellschaft noch eine 
Perspektive haben will, er aber ansons-
ten seine Existenzberechtigung darin 
verliert. Nur dann bekommt er noch 
eine „zweite Chance“. Als solche hat z. 
B. Stoiber die Sozialhilfe bezeichnet. 
Der Hintergrund ist, dass ein Arbeitslo-
ser, der bisher Leistungen vom Arbeits-
amt bezogen und dann die Anspruchs-
berechtigung verloren hat, weil er eine 
ihm angetragene Maßnahme ablehnte 
oder gar zu offenkundig sein Missfallen 
ausdrückte, bisher wenigstens noch auf 
die Sozialhilfe ausweichen konnte. So-
lange diese noch als armutsfeste Grund-
sicherung ausgestaltet war, die selber 
nicht gekürzt werden konnte, waren der 
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Bedrohung zumindest noch Grenzen ge-
setzt. Zwar konnten bisher Zuwendun-
gen prinzipiell auch gestrichen werden, 
die Verwaltungspraxis sah allerdings 
nicht zuletzt wegen der institutionellen 
Trennung der Arbeitslosen- und Sozial-
hilfe anders aus. So dass es in der Regel 
zu keinen Streichungen von Leistungen 
kam und die Grundsicherung als Schutz 
gegen Armut gewährleistet war. Mit der 
Zusammenlegung von Arbeitslosen- 
und Sozialhilfe zum Arbeitslosengeld 
II, soll diese letzte Schranke auch noch 
fallen. Die Frage der Höhe des ALG II 
ist war einzige Punkt, in dem es Unter-
schiede zwischen den Parteien gab. Das 
Grundprinzip des „Forderns und För-
derns“ wird dabei aber genauso geteilt, 
wie die Vorstellung von einem autoritä-
ren Staat, der als „aktivierender“ seine 
Bürger in die Pflicht nimmt. In diesen 
Staatsverständnis unterscheidet sich die 
Philosophie der „Neuen Mitte“ vom to-
talen neoliberalen Marktradikalismus. 
Während dieser alle Vermögenslosen 
und alle, die ihre Arbeitskraft nicht ver-
kaufen können, ihrem Schicksal über-
lassen will, zielt der aktivierende Staat 
auf repressive Inklusion. Die Philoso-
phie der neuen Mitte beschreibt Martin 
Dieckmann treffend: 
„Wir finden hier einen doppelten Bruch 
vor. Einerseits mit der Vorstellung von 
sozialen BürgerInnen-Rechten als „un-
bedingten Ansprüchen“, also mit der 
historischen Sozialstaats-Idee, wie sie 
von unten interpretiert wurde. Anderer-
seits wird hier aber auch ein Bruch mit 
dem neoliberalen Freiheits-Diskurs voll-
zogen. Der Vorrang von Gesellschaft als 
„Gemeinschaft“ in Gestalt einer Pflich-

ten-Ethik verleugnet sogar noch die rein 
liberale Dimension von Freiheit (...) Ge-
schickt wird an die Kritik sozialer Aus-
grenzung angeknüpft, aber es handelt 
sich hier um eine Ideologie repressiver 
Einschließung. Die klar ausgesproche-
ne Politik des Arbeitszwangs hat dabei 
wahrscheinlich erst in zweiter oder drit-
ter Linie eine unmittelbar ökonomische 
Bedeutung. Zentral ist dagegen die weit 
über die unmittelbare ökonomische An-
wendung hinaus gehende ideologische 
Aufladung „der Arbeit“ als Pflicht zur 
Pflicht. (...)Die Einschließung befriedigt 
den Ruf nach Solidarität, ihr repressiver 
Charakter bestätigt wiederum das Ab-
grenzungsbedürfnis der real oder nur 
imaginär Privilegierten innerhalb der 
Hierarchie von Anerkennung und Elend. 
Jede Vorstellung von sozialen Rechten 
als „unbedingten Ansprüchen“ wird be-
reits im Ansatz unterbunden. Die Frage 
Viviane Forresters (in „Terror der Öko-
nomie“), ob man sich denn sein Recht 
zu leben erst verdienen müsse, wird in 
der „Radikalen Mitte“ auf neue Weise 
zu einer rhetorischen Frage. Es gibt nur 
eine einzige Antwort - ein Ja. Die neue 
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Sozialdemokratie tritt zwar in neuer 
Gestalt auf die Bühne, freilich in Kostü-
men und mit Requisiten, die man schon 
aus früheren Inszenierungen kennt: als 
Sozialdemokratie, Konservatismus und 
Liberalismus in neuer Zusammenset-
zung. Unter der Hand ergibt sich daraus 
ein Gesamtbild, das aus allen diesen his-
torischen Traditionen die reaktionärsten 
Tendenzen zusammenführt.”

Teacher, Preacher, Cop 
and Friend 
Fordern und Fördern beinhaltet einen 
neuen sozialpädagogischen Ansatz. Er 
löst das Prinzip der „Hilfe zur Selbst-
hilfe“ ab. Diese war an emanzipativen 
Vorstellungen aus der 68er Bewegung 
gekoppelt. Obwohl man auch nicht die 
repressiven Momente und eine gewisse 
Bevormundung durch die Umsetzung 
in der sozialbürokratischen Verwaltung 
verschweigen sollte, war der Ansatz 
doch auf ein bestimmtes Maß an Selbst-
bestimmung ausgerichtet. Er zielte auf 
Ermächtigung von Menschen ab, die 
lernen sollten, ihre eigenen Bedürfnisse 
zu artikulieren. Die Zielgruppe bildeten 
daher diejenigen, die mit ihrem Leben 
unzufrieden waren, und einen Rat benö-
tigten, wie sie ihre Lebenssituation ver-
bessern können. Als Ausgangspunkt galt 
daher herauszufinden, was sie selber als 
Problem sehen, und ihnen Lösungsmög-
lichkeiten aufzuzeigen. Der Sozialpäd-
agoge verstand sich als professioneller 
Berater, der seine Hilfe nicht aufdrängt, 
sondern denjenigen, die sie brauchen, 
anbietet. Ob er den Rat annahm, konnte 
der Hilfebedürftige selber entscheiden. 
Der Ratgebende sollte ihn durch seine 

Kompetenz überzeugen, dass dieser zur 
Befriedigung seiner Bedürfnisse sinn-
voll ist. Dabei musste er plausibel ma-
chen, wieso durch Befolgung des Rates 
eine Verbesserung der Situation im Sin-
ne des Hilfebedürftigen zu erwarten ist. 
Dieser Überzeugung durfte nicht durch 
Androhung von Sanktionen des Bera-
tenden nachgeholfen werden.
Im aktivierenden Staat gilt nun aber das 
Prinzip der „fordernden Beratung“. Der 
Ratsuchende wird zum Beratungsge-
spräch gezwungen. Das geht allerdings 
nur, wenn er die beratende Stelle aufsu-
chen muss, weil er von ihr abhängig ist. 
Das ist bei Menschen, die Arbeitslosen- 
und Sozialhilfe beziehen, der Fall. Ob 
ihnen die finanziellen Hilfen ausgezahlt 
werden, hängt nun nach dem neuen Ge-
setz nicht mehr wie früher vorwiegend 
von rechtlichen Ansprüchen aus einer 
früheren Tätigkeit (Arbeitslosenhilfe) 
oder vom Vermögen (Sozialhilfe) ab, 
sondern von der Überprüfung ihrer „Ar-
beitsmarktnähe”, so die Formulierung 
in einem Regierungspapier. Die Arbeits-
losen treten nach der neuen Logik ge-
genüber dem Arbeitsamt nicht mehr als 
anspruchsberechtigte Leistungsempfän-
gerInnen sondern als „Kunden” auf. Als 
solche sind die Arbeitslosen im Hartz-
Konzept tatsächlich bezeichnet worden. 
Das macht auch durchaus Sinn, da dem 
Antrag auf Arbeitslosengeld zukünftig 
eine Überprüfung der „Kreditwürdig-
keit” des Antragstellers vorausgeht. Es 
muß geklärt werden, ob sich die Inves-
tition in sein „Humankapital” überhaupt 
lohnt. Die Bundesanstalt für Arbeit, die 
sich nicht mehr als öffentliche Behörde 
sondern als Dienstleister für den Staat, 
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private Haushalte und Unternehmen 
versteht, die diesen Kunden Personal 
passgenau liefert, hat die Aufgabe zu 
überprüfen, ob die Menschen, die sie 
aufsuchen, angepasst genug sind, und 
welcher Aufwand betrieben werden 
muß, um sie fit für den Arbeitsmarkt 
zu machen. Sie muß dafür sorgen, dass 
von dem zur Verfügung stehenden Geld 
möglichst wenig direkt an die Arbeits-
losen ausgezahlt und mehr in die För-
derung ihrer „Employability“ gesteckt 
wird. Das Beratungsgespräch soll klä-
ren, ob sich der Aufwand lohnt. Vom 
Ausgang des Beratungsgespräch wird 
abhängig gemacht, ob der Arbeitslose 
Geldleistungen weiter beziehen kann 
oder überhaupt erhält. Wobei das Bera-
tungsgespräch in Belehrungen besteht, 
was der Hilfesuchende zu tun und zu 
lassen hat. Ihm wird ein Eingliederungs-
vertrag vorgelegt, den er zu unterschrei-
ben hat. Ein Beispiel für den Inhalt ei-

nes solchen Vertrages beschreibt Christa 
Sonnenfeld: „Die konkrete Ausgestal-
tung des Offenbacher Arbeitsamtes 
sieht folgendermaßen aus: Es werden 
fünf Bewerbungen die Woche verlangt, 
das heißt fünf Vorstellungen bei poten-
tiellen Arbeitgebern, die den Besuch 
der Erwerbslosen schriftlich bestätigen 
müssen. Im Vordruck heißt es: ‘X hat 
sich heute bei uns um eine Arbeitsstelle 
u. a. auch als Hilfskraft beworben. Das 
kostenlose Praktikum von 12 Wochen 
und den Arbeitgeberzuschuss von 50 % 
für mindestens ein Jahr bei Einstellung 
hat er angeboten’ - Firmenstempel und 
Unterschrift”.
Der Arbeitslose hat sich den Vorgaben 
des Beraters zu fügen, ohne deren Sinn 
zu hinterfragen. Es geht darum, seine 
Anpassungsbereitschaft zu überprüfen. 
Diese Überprüfung nehmen die Fallma-
nager der Arbeitsämter nicht nur selber 
vor, sondern übertragen sie an die bishe-
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rigen sozialpädagogischen Einrichtun-
gen oder neu gegründete Bildungsträger 
und Zeitarbeitsfirmen. Diese werden zu 
bloßen Vollzugsorganen der Arbeits-
ämter. Es spielt keine Rolle, ob es sich 
um einen Fallmanager beim Arbeitsamt 
oder in einer Einrichtung handelt. Für 
beide gilt dasselbe Leitbild: „Teacher, 
Preacher, Cop and Friend” sollen sie 
nach Vorschlägen der Bertelsmann Stif-
tung sein.
Soweit also zu dem, was gemeinhin 
unter „Profiling” zu verstehen ist. Die 
Juristin Helga Spindler hat darauf hin-
gewiesen, dass dieser Begriff ursprüng-
lich aus der Kriminalistik stammte. Er 
passt ganz gut, denn die Personen an de-
nen das Profiling jetzt vollzogen wird, 
haben sich eines Verbrechens schuldig 
gemacht. Sie sind arbeitslos geworden. 
Dies ist Resultat ihres nicht angepass-
ten Verhaltens. Sie haben sich zu sehr 
an eigenen Ansprüchen an Arbeit ori-
entiert, und damit Mis-Match Probleme 
(so die Hartz-Kommission) erzeugt, in 
dem ihr Angebot und das was auf dem 
Markt nachgefragt wird, nicht zusam-
men passen. Entweder haben sie zu 
hohe Gehaltsvorstellungen und erwar-
ten durch Aufnahme einer Arbeit mehr 
zu verdienen als sie Lohnersatzleistun-
gen beziehen. Das ist ihnen grundlegend 
auszutreiben. Ihnen ist klar zu machen, 
dass es gerade umgekehrt ist, dass sie 
verpflichtet wären Löhne unter dem 
Sozialhilfesatz zu akzeptieren. Oder sie 
sind nicht flexibel genug und zentrieren 
ihren Lebensinhalt nicht um Arbeit, und 
wollen dort wohnen bleiben, wo sie so-
zial eingebunden sind, anstatt der Arbeit 
hinterher zu wandern. Oder sie bean-

spruchen Tätigkeiten entsprechend ihrer 
Wünsche, Neigungen, Fähigkeiten oder 
gar Qualifikation auszuführen und stel-
len die Frage noch dem Sinn ihres Tuns. 
Dies gilt es, ihnen grundlegend abzuge-
wöhnen. Fassen wir mit Helga Spindler 
zusammen, was „Fordern und Fördern” 
heißt: „Es geht unter der Leitlinie von 
„Fördern und Fordern” zunächst um den 
Abbau von Leistungsrechten, insbeson-
dere von kalkulierbaren, einklagbaren 
Geldleistungsansprüchen zur Existenz-
sicherung. Darüber hinaus aber geht es 
ebenso um den Abbau von Abwehr- und 
Schutzrechten - und zwar nicht nur ge-
genüber staatlichen Eingriffen, sondern 
auch vor einer Übervorteilung durch Ar-
beitgeber. An die Stelle von Rechten tre-
ten der Ausbau von rechtlich weitgehend 
ungeschützten Arbeitsverhältnissen und 
die sog. neuen Sozialen Dienstleis-
tungsangebote (Assessment, Profiling, 
Case-Management etc.), die den Einzel-
nen steuern und überwachen, sobald er 
Hilfe und materielle Unterstützung be-
nötigt. Die Entwicklung führt weg von 
Rechten, hin zu nebulösen „Chancen“, 
weg auch von Selbstachtung, Selbst-
bestimmung und Emanzipation, hin zu 
autoritären Fürsorgeangeboten, deren 
Ausgestaltung man sich durchaus et-
was kosten lässt. Die Gelder werden nur 
umgeschichtet: weg vom Individualan-
spruch, hin zu den Dienstleister/innen 
und Kontrolleur/inn/en. Bei einem der 
Bertelsmannschen Vorzeigeprojekte, der 
Kommunalen Arbeitsförderungsgesell-
schaft „KomAG Reutlingen Tübingen“, 
sollen die Hilfeempfänger/innen bei 
mangelnder Mitwirkung an der ihnen 
aufgedrängten Hilfe bereits zum Scha-



38           Sozialabbau und Enteignung

denersatz herangezogen werden können, 
und vor kurzem erst hat ein Gericht den 
dortigen Sozialhilfeträger daran gehin-
dert, die den Sozialhilfebezieher/inne/n 
aufgedrängten Arbeitsmaßnahmen auch 
noch von ihnen mitfinanzieren zu las-
sen. Entgegen manchen Befürchtungen 
wird es in Zukunft voraussichtlich sogar 
mehr Beschäftigungsmaßnahmen geben 
als bisher, aber nicht im Sinn von Hilfe 
und Eingliederung unter Berücksichti-
gung von Freiwilligkeit, Eignung und 
Neigung, sondern als Gegenleistung für 
die staatliche Existenzsicherung, ganz 
im Sinne einer Workfare-Ideologie, die 
damit eine neue Form von Ausgrenzung 
schafft“.

Die Dienstbotengesellschaft
Die Frage; ob etwas sinnvoll ist, ent-
scheidet sich nach Wolfgang Streeck 
allein auf dem Markt. Was auf diesem 
nicht nachgefragt wird, ist sinnlos. Über 
die Sinnhaftigkeit einer Beschäftigung 

entscheidet daher allein ein potentieller 
Kunde, der bereit ist Geld auszugeben. 
Dies haben nicht nur Arbeitslose zu be-
greifen, sondern auch Politiker. Streeck 
schreibt: „Ob eine Beitragsentlastung 
geringerer Einkommen dazu führt, dass 
noch mehr Hamburger gegessen werden, 
geht den Arbeitsmarktpolitiker nichts 
an; über Geschmack sollte er nicht strei-
ten. Wer erst politisch klären will, was 
›gesellschaftlich sinnvolle Tätigkeit‹ 
ist, um dann für diese ›Arbeitsplätze 
einzurichten‹ der mag es gut meinen. 
Das ist aber schon das Beste, was man 
über ihn sagen kann”.  Mehr Beschäf-
tigung entsteht, in dem man potentielle 
Kunden aufspürt, diesen ein attraktives 
Angebot macht. Und Attraktiv ist das 
Angebot nur, wenn es in Art, Umfang 
und Preis den Wünschen der Kunden 
entspricht. Mehr Beschäftigung entsteht 
daher durch eine stärkere Orientierung 
am Kunden. Der deutsche Sozialstaat, 
sagt Streeck, hat bisher verhindert, dass 
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eine solche Kundenfreundlichkeit ent-
standen ist. Er beruht auf einer falsch 
verstandenen Vorstellung von Solidari-
tät: „In unseren nordwesteuropäischen 
Nachbarländern weiß man längst, dass 
es zu den Solidaritätspflichten der Ge-
meinschaft gehört, ihre Mitglieder nicht 
vor Marktzwängen zu schützen, die sie 
dazu bewegen könnten, sich noch mal 
aufzuraffen”.
Dieser als Solidarität missverstandene 
Schutz schade nicht nur denjenigen, die 
der irrigen Ansicht sind, sie hätten ein 
Recht, nicht zu arbeiten, sondern lässt 
allgemein Arbeitlose verkennen, dass 
schließlich „jeder Arbeitsplatz besser 
als keiner” ist. Er verhindert auch, dass 
„willige und flexible Helfer (Streeck) am 
Arbeitsmarkt auftauchen. Die zu geringe 
Beschäftigung drücke sich aus in einer 
„Dienstbotenlücke”. Diese kommt laut 
Streeck daher, dass diejenigen, die im in-
dustriellen Sektor nicht mehr unterkom-

men können, vom Staat durch passive 
Leistungen ausgehalten werden, anstatt 
dass Anstrengungen unternommen wer-
den, sie hinsichtlich des Arbeitsmarktes 
zu aktivieren. Potentielle Kunden finden 
deswegen  kein attraktives Angebot am 
Markt vor. Doch wer könnten solche 
potentiellen Kunden sein, wenn es In-
dustrieunternehmen nicht sind? Streeck 
geht davon aus, dass in der Industrie 
nur noch technisch hochqualifizierte 
Menschen unterkommen können, die 
fast ausschließlich am Weltmarkt orien-
tierten Unternehmen flexibel und zeit-
lich unbegrenzt zur Verfügung stehen, 
die sich aber auch ständig weiterbilden 
müssen. Diese Weiterbildung hat in der 
auftragsfreien Zeit stattzufinden und ist 
zum größten Teil selber zu bezahlen. Sie 
ist als Investition ins Humankapital zu 
verstehen, die der Unternehmer der ei-
genen Arbeitskraft tätigt. Damit haben 
wir eine kleine Schicht relativ gut ver-
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dienender Arbeitskraftunternehmer, die 
wenig Zeit haben. Ihr Einkommen müs-
sen sie allerdings verstärkt zum Erhalt 
ihrer Beschäftigungsfähigkeit einsetzen. 
Ebenso geht es für die private Vorsor-
ge gegen eventuelle Risiken drauf. Der 
Staat kann die Bereitstellung von Versi-
cherungen und Bildungsangeboten nur 
auf einem abgespeckten Niveau bieten. 
Da die Industrieunternehmen einerseits 
auf den Binnenmarkt kaum Rücksicht 
nehmen müssen, anderseits vielfältigste 
Standorte für sie in Frage kommen, kön-
nen sie nur gehalten werden, wenn die 
Standortbedingungen attraktiv sind. Die 
Attraktivität ist in diesem Bereich weni-
ger eine Frage der Löhne, die sie zu zah-
len haben, sondern ob sie wenig Steuern 
zahlen müssen und trotzdem eine gut-
ausgebaute Infrastruktur zur Verfügung 
gestellt wird. Den Staat, der dies kann, 
haben ausschließlich die neuen Arbeits-
kraftunternehmer zu finanzieren. Bei 
dieser Finanzierung gilt es, sie zu ent-
lasten. Sie müssen weniger Sozialabga-
ben bezahlen können und gleichzeitig 
mehr dafür bekommen. Durch Kürzung 
und Umschichtung der Mittel, die bis-
her an Arbeitslose ausgezahlt wurden, 
sollen die zeitlich total eingespannten 

Arbeitskräfte für ihre Sozialabgaben ein 
Heer von kundenfreundlich hergerich-
teten und in Personalserviceagenturen 
der Arbeitsämter leicht abzurufenden 
Servicekräften bekommen. Diese könn-
ten ihnen im privaten Haushalt helfen, 
ihnen ihr Mittagessen bereit stellen oder 
ihnen in zu Wellnesscentern umgebau-
ten Krankenhäusern die Zeitung ans Bett 
bringen und zu ihrer Erholung beitragen. 
Explizit stellt Streeck fest, dass hier ins-
besondere für Frauen Beschäftigungs-
möglichkeiten liegen. Hier dürfte dann 
auch ein Schlüssel für den öffentlichen 
Anklang  des „Forderns und Förderns” 
liegen. Sowohl der Paradigmenwechsel 
in den sozialpädagogischen Konzepten 
und der Stärkung des autoritären Tea-

Privatisierung der Berliner Museen: 
McKinsey feiert, 27.08.2004
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cher, Preacher, Cop and Friend, wie auch 
die Vorstellung vom allseits verfügbaren 
Dienstbotenpersonal verweisen auf den 
keineswegs geschlechtsunspezifischen 
Charakter der derzeitigen Visionen. 
„Die Niedriglohnstrategie verdankt ihre 
Attraktivität aber über ihre vermeint-
lich ökonomische Plausibilität hinaus 
den gesellschaftlichen Leitbildern, die 
mit ihr transportiert werden. In den Vi-
sionen der wissensbasierten hochpro-
duktiven Kernsektoren, die sich dank 
ihres hohen Einkommens und knapper 
Zeitressourcen eines Heeres von flinken 
Servicekräften und flexiblen Helfern 
bedienen, werden mit Verlockungen ei-
ner Domestikenökonomie nicht zuletzt 
auch Geschlechterstereotypen reprodu-
ziert” (Brigitte Stolz-Willig/Franziska 
Wietholt).
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Frank Rentschler

1 Die Dimension dieser Verdrängung aus 
Statistik und Leistungsbezug allein im Jahr 2003 
ist enorm: „Bis zu 1,3 Millionen Erwerbslose, 
so rechnet die ‚Koordinierungsstelle gewerk-
schaftlicher Arbeitslosengruppen’ vor, sind 
seit Jahresbeginn aus der Arbeitsmarkt-
Statistik verschwunden. [...] Rund 826 000 
Erwerbslose fielen nach den Angaben der 
Koordinierungsstelle aus der Statistik, weil sie 
ihr Arbeitsgesuch nicht – wie vorgeschrieben 
– nach drei Monaten erneuerten. Noch einmal 
476 000 würden nicht mehr als erwerbslos 
registriert, weil sie nicht aktiv eine neue 
Stelle suchten oder dem Arbeitsmarkt nicht 
zur Verfügung stünden. [...] Die härtere 
Gangart der Arbeitsämter hat durchaus 
Folgen für die Statistik. So stieg die Zahl 
der ‚wegen Ablehnung von Arbeits- und 
Integrationsangeboten’ verhängten Sperrzeiten 
in den ersten neun Monaten dieses Jahres 
um 117,4 Prozent“ (Nürnberger Nachrichten, 
4.12.2003). 
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 Dort sind die Arbeitskosten um ein viel-
faches niedriger als in der Bundesrepu-
blik und Lohnerhöhungen sind nicht zu 
erwarten. Solche Verlagerungen finden 
auch täglich statt und Gewerkschaften 
werden erfolgreich mit Drohungen einer 
Betriebsverlagerung erpresst, sich auf 
Lohnsenkungen und Arbeitszeitverlän-
gerungen einzulassen. Unternehmens-
beratungen erleichtern es auch Mittel-
ständlern, ihre Betriebe zu verlagern.
Diese Argumente sind auf den ersten 
Blick nicht zu widerlegen. Die Steue-
rungsmöglichkeiten von Staaten sind in 
den letzten Jahren zurückgegangen und 
viele wirtschaftspolitische Kompeten-
zen wurden an internationale Organisa-
tionen abgegeben (EU, WTO, IWF etc.), 
die eine knallharte neoliberale Politik 
betreiben. Wenn Sozialabbau und Lohn-
verzicht der abhängig Beschäftigten 
nicht die von den Neoliberalen verspro-
chenen Ergebnisse zeitigen, schließen 
sie daraus, dass die getroffenen Maß-
nahmen noch nicht radikal genug ge-
wesen sind. Auch der Kaufkraftverlust 
zehrt häufig die durch Lohnkürzungen 

kurzfristig gesteigerten Gewinne wieder 
auf.
Diese Entwicklung bewirkt, dass sozia-
le Standards und Löhne weltweit immer 
niedriger werden und der größte Teil 
der Menschheit verarmt. Sie bietet für 
die überwältigende Mehrheit keine ver-
nünftige Perspektive und führt letztend-
lich in den Abgrund.
Das ist umso paradoxer, weil die mate-
riellen Mittel vorhanden sind, um allen 
Menschen ein würdiges Leben zu bieten 
und das bei weitaus weniger Arbeit, als 
die Beschäftigten heute leisten müssen.
Für diese verhängnisvolle Entwick-
lung ist die ungehemmte ökonomische 
Globalisierung verantwortlich, die 
durch folgende Faktoren beschrieben 
werden kann:

1. Von den Eurodollar-Märkten 
zum globalen Finanzmarkt
Nach dem zweiten Weltkrieg expor-
tierten die USA massiv Dollars, um sie 
etwa in Europa oder Japan anzulegen. 
Die Gewinne aus diesen Geschäften 
wurden nicht mehr vollständig zurück-

Sozialabbau und der neoliberale 
Marsch in den Abgrund
Die offizielle Begründung für den Sozialabbau lautet, dass die Löhne 

bzw. die Lohnnebenkosten in der BRD zu hoch seien, und sie nicht 

mehr konkurrenzfähig gegenüber dem Ausland sei. Dieses Argument 

ist allerdings wenig plausibel, denn kein anderes Land exportiert so-

viel Waren wie die Bundesrepublik. Daneben allerdings heißt es, dass 

die Löhne und die Gewinnsteuern gesenkt werden müssen, weil die 

Firmen sonst ins Ausland, insbesondere nach Osteuropa und nach 

China abwandern werden.
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geführt, sondern bei europäischen Ban-
ken kurzfristig angelegt. Es entwickelte 
sich der sog. Eurodollarmarkt, der nicht 
mehr den inneramerikanischen Regu-
lierungsmaßnahmen wie Reservever-
pflichtungen und Zinssatzrestriktionen 
unterworfen war. Damit konnten diese 
Eurogeld-Banken effizienter und kon-
kurrenzfähiger als ihre inländischen 
Wettbewerber operieren.
In den Jahren zwischen 1973 und 1979 
stieg der Ölpreis um das Zweieinhalb-
fache. Diese Preissteigerungen wirk-
ten wie Schock auf die Ökonomien 
der OECD-Länder, denn infolge der 
Inelastizität der Nachfrage nach Erdöl 
wurde ein Teil der Kaufkraft, die bis-
her auf industrielle Güter gerichtet war, 
zu den Rohölproduzenten umgeleitet. 
Diese häuften jedoch zunächst massive 
Zahlungsbilanzüberschüsse an und die 
OPEC-Länder legten diese Überschüsse 
hauptsächlich auf den Eurodollar-Märk-
ten an, deren Volumen weiter zunahm.
In den 80er Jahren hoben insbesondere 
die Regierungen Thatcher und Reagan 
und etwas später die anderen G7-Länder 
alle Restriktionen für die Finanzmärkte 
auf und sie verschmolzen zu einem ein-
zigen globalen Finanzmarkt. Diese Ent-
wicklung wurde durch die Verbreitung 

des elektronischen Geldes zusätzlich 
verstärkt. Die Zentralbanken waren im-
mer weniger in der Lage, koordinierten 
Angriffen auf einzelne Währungen von 
Seiten der Devisenmärkte standzuhal-
ten. Hierdurch wurden häufig Krisen in 
der Realwirtschaft ausgelöst, wie z.B. 
1997 in Südostasien.
Das Finanzkapital kann auf diese Wei-
se de facto die Wirtschaftspolitik aller 
Länder bestimmen. Grundlage dieser 
ernormen Macht der Finanzmärkte ist 
die Konzentration und Zentralisation 
von gigantischen liquiden Mitteln in den 
Händen von Finanzunternehmen und 
Investmentfonds. Hintergrund dieses 
Systems ist die private, kapitalgedeckte 
Altersvorsorge, die nach dem zweiten 
Weltkrieg in den angelsächsischen Län-
dern und in Japan eingeführt wurde.
Die sekundären Kapitalmärkte ermögli-
chen finanziellen Investoren Liquidität 
im eigentlichen Sinne und sie können in 
kürzestmöglicher Zeit von einigen Se-
kunden aus dem Markt aussteigen.
Diese Kombination ermöglichte es den 
Finanzinvestoren zunehmend seit der 
zweiten Hälfte der 80er Jahre, steu-
ernd in Unternehmensentscheidungen 
einzugreifen und über Investitionsent-
scheidungen sowie die Aufteilung der 
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Einkommen zu bestimmen. Durch die-
se Investoren werden die Unternehmen 
angehalten, um jeden Preis kurzfristige 
Gewinne zu machen und die Kosten 
(sprich Löhne) rabiat zu senken. Die-
ser Sachverhalt wird mit dem Stichwort 
Shareholder Value beschrieben.

2. Verschuldung der dritten 
Welt und des Ostblocks
In den 70er Jahren kam es zu einer im-
mer stärker werdenden Verschuldung 
der Entwicklungsländer und des Ost-
blocks bei internationalen Banken. Die-
se Verschuldung erfolgte immer häu-
figer zu dem Zweck, die Ölrechnung, 
sowie alte Zinsen und Tilgungen zahlen 
zu können. 
Zunächst war dies noch relativ problem-
los möglich, denn an den internationalen 
Finanzmärkten herrschte, u.a. wegen des 
massiven Zustroms der OPEC-Dollars, 
ein Überangebot und die Kreditzinsen 
waren sehr niedrig.
Als dann die Regierung Reagan 1980 
eine restriktive Kreditpolitik betrieb 
und die Zinsen weltweit stiegen, brach 
die Schuldenkrise der Länder der Ent-
wicklungsländer offen aus. Sie konnten 
in vielen Fällen die aufgenommenen 
Kredite nicht zurückzahlen. Hierdurch 
bekam der Internationale Währungs-
fonds Gelegenheit, seine immer stärker 
radikalisierte neoliberale Agenda bei 
den Entwicklungsländern als Bedin-
gung für Überbrückungskredite, den be-
rüchtigten Strukturanpassungsprogram-
men durchzusetzen. Das Gewicht der 
Entwicklungsländer nahm rapide ab, 
und die „realsozialistischen“ Länder des 
Ostblocks brachen 1989 zusammen.

3. Die neue internationale 
Arbeitsteilung
Hierdurch änderte sich auch das vor-
herrschende Entwicklungsmodell: In 
den Jahren zwischen 1945 und 1980 
versuchten viele Länder des Südens eine 
Strategie der importsubstituierenden 
Entwicklung. Durch hohe Zollbarrieren 
wurde der Binnenmarkt von der Welt-
marktkonkurrenz abgeschottet. Dies er-
möglichte es nationalen Unternehmern 
Produkte herzustellen, die bisher im-
portiert wurden. Zugleich wurde damit 
eine große Anzahl von Arbeitsplätzen 
geschaffen und die Binnennachfrage 
angeheizt. Stand nicht genug einheimi-
sches Kapital zur Verfügung, betrieb der 
Staat die Industrialisierung direkt.
Diese Strategie konnte nach den Struk-
turanpassungsprogrammen nicht mehr 
aufrecht erhalten werden. Die Öffnung 

Bilder auf den Seiten 44 bis 51: Eu-
ropäisches Sozialforum London, 10/2004 
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des Binnenmarktes bewirkte, dass die 
nationale Industrie zugrunde ging, denn 
sie konnte in den seltensten Fällen mit 
den weltweit produktivste Firmen kon-
kurrieren, die aufgrund ihrer hohen Pro-
duktivität billiger verkaufen konnten. 
Statt dessen mussten sich die Länder 
jetzt direkt auf den Weltmarkt ausrich-
ten. Es sollten Direktinvestitionen an-
gelockt werden. Der wichtigste Kosten-
vorteil waren und sind aber die geringen 
Arbeitskosten. Diese Strategien waren 
in einigen Ländern durchaus erfolgreich 
(z.B. in Ungarn, Polen, Mexiko, Philip-
pinen, Vietnam, China). Letztendlich 
führen sie aber zu einer weltweiten Ab-
wärtsspirale der Löhne und ihrer Anglei-
chung auf niedrigstem Niveau. Weltweit 
gelten aber mindestens 1 Milliarde Men-
schen als arbeitslos oder unterbeschäf-
tigt. Die perfekte Mobilität des Kapitals 
bewirkt, dass produktive Investitionen 
vor allem in Ländern mit Niedriglohn 
getätigt werden. Aufgrund der wach-
senden Automatisierung schrumpft der 
weltweite Bedarf an einfacher manu-
eller Arbeit. Unter diesen Umständen 
kann der Preis der Ware Arbeitskraft tief 
unter ihren Wert fallen.
Nach Schätzungen gelten in China meh-
rer 100 Millionen Menschen als unt-
erbeschäftigt. Sie allein könnten den 
weltweiten Bedarf an Arbeitskräften 
für einfache Tätigkeiten decken. Unter 
diesen Umständen dürfte sich der Preis 
der Ware Arbeitskraft auf dem freien 
Weltmarkt in Richtung auf die 37 Dol-
lar pro Monat bewegen, die Frauen in 
der elektronischen Industrie von Shen-
zen / China verdienen. Überhaupt sind 
China bereits heute die Löhne weltweit 

am niedrigsten. In den freien Produkti-
onszonen der Philippinen, Mexikos und 
Osteuropas werden die Löhne ständig 
gesenkt, mit Verweis auf die chinesische 
Konkurrenz, wo die Arbeit noch billiger 
zu haben ist. Das Verbot von freien Ge-
werkschaften und Streiks und die große 
industrielle Reservearmee im „kommu-
nistischen“ China verhindern, dass dort 
die Löhne in absehbarer Zeit ansteigen 
werden.
Die westeuropäischen Länder sind eben-
falls von dieser Entwicklung betroffen. 
Hartz IV dient letztendlich dem Zweck, 
die Löhne für einfache, manuelle Tätig-
keiten nachhaltig zu senken. Allerdings 
können diese Volkswirtschaften auch 
nicht allein von geistiger Tätigkeit le-
ben. Das Fallen der Löhne für einfache 
manuelle Tätigkeit bewirkt zudem, dass 
das gesamte Lohngefüge ins Rutschen 
kommt. Letztendlich ist dies eine Spi-
rale nach unten, der weltweit zu immer 
größerer Verelendung und dem Abbau 
staatlicher Leistungen führen wird. Der 



46           Sozialabbau und Enteignung

durch den Kaufkraftverlust zunehmen-
de Druck auf die Profite führt nur dazu, 
dass die Unternehmen diese Strategien 
radikalisieren und immer schneller ihre 
Produktion in Billiglohnländer verla-
gern.
Vielen Entwicklungsländern gelang es 
aber nicht, überhaupt Investoren anzu-
ziehen und sie wurden de facto vollstän-
dig vom Weltmarkt abgekoppelt. Dieses 
Schicksal traf die meisten Länder Afri-
kas, Lateinamerikas und große Gebiete 
Asiens. Diese Entwicklung führt nach 
den Worten von Michel Husson zu gi-
gantischen Ausschluss- und Verdrän-
gungswirkungen. Alle Arbeit, die nicht 
auf Anhieb den durch den Weltmarkt 
vereinheitlichten höchsten Gewinnnor-
men entspricht, wird stillgelegt.

4. Der Aufstieg 
transnationaler Konzerne
Zunehmend entstehen transnationale 
Konzerne und globale Oligopole, die 

die vorher bestehenden nationalen Oli-
gopole ablösen. Oft besteht das Ziel von 
Akquisitionen oder Fusionen auch darin, 
einen Teil des Marktes an sich zu reißen, 
während die Produktion nicht erweitert 
wird. In einer durch Zölle unterteilten 
Welt war es für die Großunternehmen 
rational, an möglichst vielen Standorten 
präsent zu sein. Heute dagegen bevorzu-
gen die global operierenden Konzerne 
andere Strategien wie Exporte, Ausglie-
derung der Produktion an Subunterneh-
mer, Versorgung mit Vorprodukten bei 
anderen Firmen oder Bildung von Fir-
menallianzen.
Bereits in den 80er Jahren begannen 
Unternehmen in großem Stil, zahlrei-
che Tätigkeiten auszugliedern und an 
externe Dienstleister zu übertragen 
(Outsourcing). Zunächst einmal betraf 
das Produktionszweige, die nicht zum 
Kerngeschäft der jeweiligen Firma ge-
hören, wie z.B. Wartung und Reparatur, 
Reinigung, EDV, Schulungen, telefoni-
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sche Kundenbetreuung, Lagerhaltung, 
Steuerberatung, Buchhaltung, Sicher-
heit, Gebäude-Management und Kanti-
nen. Inzwischen übertragen sie zuneh-
mend auch die eigentliche Produktion 
an spezialisierte Firmen. Vorreiter einer 
solchen Entwicklung ist die Textil- und 
die Computerindustrie. Vor 1990 besaß 
z.B. die überwältigende Mehrheit der 
Computerfirmen wie HP oder IBM noch 
eigene Fabriken und die ArbeiterInnen 
waren direkt bei den entsprechenden 
Firmen angestellt. Viele OEMs (Origi-
nal Equipment Manufacturers) haben 
inzwischen den größten Teil ihrer Pro-
duktionstätigkeiten outgesourced. Hier-
durch ließen sich die notwendigen Ka-
pitalinvestitionen in Produktionsstätten 
erheblich reduzieren. Damit sinkt auch 
das Verlustrisiko, wenn die betreffen-
de Fabrik aufhört, profitabel zu sein. 
Zugleich sind die OEMs nicht mehr 
an Eigentum von Fabriken und an per-
manente Arbeitsverträge gebunden. Sie 

können flexibler auf geänderte Markt-
situationen reagieren. Wenn der Bedarf 
wächst, brauchen sie nur neue Aufträge 
zu vergeben, wenn der Bedarf sinkt, 
müssen sie den entsprechenden Vertrag 
nicht mehr verlängern. Das Risiko bleibt 
bei den Kontraktfertigern wie Solectron, 
Flextronics, Samina-SCI oder Celestica 
hängen. Diese Firmen besitzen selbst 
noch einige große und weitgehend au-
tomatisiert arbeitende Fabriken in den 
Industrieländern. In den letzten Jahren 
sind sie aber immer stärker dazu über-
gegangen, die Aufträge an Unterkont-
raktoren in Entwicklungsländern, v.a. in 
Mexiko, den Philippinen und China zu 
vergeben. Die Arbeitsbedingungen der 
dort hauptsächlich eingesetzten Frauen 
sind sehr schlecht.
Die großen Markenfirmen konzentrieren 
sich mehr und mehr auf ihre Kernkom-
petenzen: Forschung und Entwicklung, 
Marketing, Verkauf und Markenma-
nagement. Dennoch können sie einen 
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großen Teil des bei ihren Kontraktfer-
tigern anfallenden Mehrwerts abschöp-
fen.

5. Enteignungsökonomie
Firmen werden von ihren Shareholdern 
gezwungen, kurzfristig möglichst hohe 
Gewinne zu machen. Diese lassen sich 
aber aufgrund der weltweit zurück-
gehenden Löhne und schrumpfenden 
Märkte immer weniger durch die ei-
gentliche Produktion von Gütern und 
Dienstleistungen realisieren, sondern 
durch aggressive Prozesse der gewaltsa-
men Enteignung. Dabei handelt es sich 

um ein ganzes Bündel von Entwicklun-
gen:
• Durch eine Verschärfung des geistigen 
Eigentums (Patente, Urheberrechte etc.) 
werden BäuerInnen, KonsumentInnen 
und kleine Firmen gezwungen, Gebüh-
ren an die Großkonzerne für Nutzungs-
weisen zu zahlen, die bisher frei waren. 
So ist jetzt verboten, selbstgeerntetes 
Saatgut wiederauszusähen, wenn es mit 
Patenten oder Sortenschutzrechten be-
legt ist. Die BäuerInnen müssen jetzt 
hohe Nachbaugebühren an die Patentin-
haber, meistens große Biotechnologie-
konzerne, zahlen.

• Durch Privatisierung von öffentlichen 
Diensten und Infrastrukturen (Wasser, 
Transport, Gesundheitswesen, Bil-
dungswesen etc.) können ebenfalls ex-
trem hohe Gewinne gemacht werden. 
Viele Bereiche, die sich nicht gewinn-
bringend vermarkten lassen, werden 
anschließend still gelegt, die restlichen 
werden auf die Bedürfnisse einer klei-
nen, zahlungskräftigen Minderheit zu-
geschnitten. Hierdurch werden die Le-
bens- und Reproduktionsbedingungen 
großer Bevölkerungsgruppen bedroht.
• Klassische Formen der ursprüngli-
chen Akkumulation sind in Ländern wie 
China oder Russland im Gefolge ihres 
Übergangs zur Marktwirtschaft zu beo-
bachten. Darunter versteht man die Um-
wandlung von unterschiedlichen Eigen-
tumsformen in absolutes, bürgerliches 
Privateigentum, meistens verbunden 
mit einer Vertreibung der ursprüngli-
chen BesitzerInnen.
• Unmittelbarer Raub gewinnt im Zu-
sammenhang mit Angriffskriegen, wie 
dem Irakkrieg wieder an Bedeutung.
• Die großen Markenfirmen können auf-
grund ihrer Marktmacht einen bedeuten-
den Teil des bei ihren Kontrakfertigern 
erzeugten Mehrwerts abschöpfen.
Viele dieser neuen Akkumulationsfor-
men bedeuten eine Enteignung der bis-
herigen NutzerInnen. Bisher freie oder 
zu geringen Gebühren zugängliche Nut-
zungsformen und Dienstleistungen sind 
jetzt nur noch gegen hohe Geldzahlun-
gen erhältlich. Zugleich werden aber 
die Löhne immer weiter gesenkt. Damit 
wird langfristig die große Mehrheit der 
Menschen von der Nutzung dieser Güter 
wie Wasser, Elektrizität, Personentrans-
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port, Wissen, Saatgut etc. ausgeschlos-
sen.
Diese Enteignungsprozesse lassen sich 
nur mit Hilfe der Staatsmacht durchset-
zen. Da sie den Interessen der meisten 
Menschen widersprechen, kommt es zu 
einem schleichenden Demokratieabbau 
und es entsteht langsam ein autoritärer 
Herrschaftsstaat.

6. Die Macht der Medien und 
die Kommerzialisierung 
von Emotionen
Inzwischen wird die menschliche Kultur 
zu einem großen Teil von neun gigan-
tischen Medienkonzernen kontrolliert, 
denen ein bedeutender Anteil der welt-
weit produzierten Filme, Musik, Fern-
sehsendungen, Bücher, Zeitungen und 
Zeitschriften gehört. Bei diesen Kon-
zernen handelt es sich um AOL Time 
Warner, Sony, die News Corp., Disney, 
Bertelsmann, General Electric, Vivendi 
Universal, Viacom und TCI. Diese Kon-
zerne gehören zu den stärksten Profiteu-
ren der neoliberalen Globalisierung tun 
alles, was in ihrer Macht steht, um ein 
neoliberales Weltbild in den Köpfen der 
Menschen zu verankern. Sie verhalten 

sich gegenüber bestimmten Politikern 
indifferent, wenn diese nur die neolibe-
rale Globalisierung unterstützen. Auch 
in den fiktionalen Produkten wie Filmen 
wird die Konsumgesellschaft, der Markt 
oder die soziale Ungleichheit als positiv 
oder alternativlos dargestellt. Dagegen 
wird alles verurteilt oder ignoriert, was 
nicht in dieses Raster passt: Soziale Be-
wegungen, kritische, eigenständige Ak-
tivitäten der Menschen sowie Politiker 
oder Regierungen, die sich nicht völlig 
den Weltmärkten unterwerfen wollen.
Mittels der neuen digitalen Kontroll-
technologien wie Digital Rights Ma-
nagement können nicht nur unautori-
sierte Kopien wirkungsvoll verhindert 
werden, sondern es wird in Zukunft 
möglich sein, die Menschen noch viel 
stärker als heute zu zwingen, genau die-
jenigen Inhalte zu konsumieren, die die 
Unterhaltungsindustrie für sie vorgese-
hen hat. 
Nach den Worten des Soziologen Jere-
my Rifkin wird sie in Zukunft als Gate-
keeper für die digitalen Welten des Cy-
berspace fungieren und alle kritischen 
Inhalte ausfiltern. Zudem kann dann im 
einzelnen festgestellt werden, was die 
Menschen gelesen oder welche Filme 
sie betrachtet haben. Diese Daten stehen 
dann selbstverständlich auch den Staaten 
für Rasterfahndungen zur Verfügung. 
Kritische oder nicht mehr erlaubte In-
halte können problemlos aus der Ferne 
auf dem eigenen PC unzugänglich ge-
macht werden. Unter diesen Umständen 
können Alternativen zur herrschenden 
Wirtschaftspolitik noch nicht einmal 
gedacht werden. Selbst eine starke Ver-
elendung der Bevölkerung muss unter 
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diesen Umständen nicht zu einer kriti-
schen Einstellung gegenüber dem Neo-
liberalismus führen.
Rifkin befürchtet, dass viele Menschen 
in einer durchkommerzialisierten zu-
künftigen Welt nicht mehr in der Lage 
sein werden, spontan Sympathie und 
Zuneigung zu anderen zu entwickeln. 
Dies hat mehrere Ursachen:
• Aufgrund der zunehmenden Armut 
kommt es zu einem Zerfall von Famili-
en und Partnerschaften. 
•  Auch sehr lange Arbeitszeiten bzw. 
die verlangte extreme Flexibilität der 
Beschäftigten mit dauernden Ortswech-
seln erschweren das Eingehen von lang-
fristigen Beziehungen.
• Wegen der sich verschlechternden 
Lebensbedingungen kommt es auch zu 
einem Zerfall von Vereinen, sozialen 
Bewegungen oder sonstigen Zusam-
menschlüssen, die nichts mit der kapita-
listischen Wertschöpfung zu tun haben, 
die aber für das Zusammenleben der 
Menschen wichtig sind.
Gesellschaftliches Leben so wie wir es 
kennen, dürfte nach einer groben Schät-
zung in Zukunft das Privileg der reichs-

ten 20% der Weltbevölkerung werden. 
Sie werden abgeschotteten Gates Com-
munities leben und auch Räume von 
kultureller Bedeutung werden zuneh-
mend durch Wachleute, Pförtner und 
Eintrittsgelder abgeriegelt.
Eine schmale Mittelklasse von viel-
leicht weiteren 20% hat nicht mehr die 
Zeit und die materiellen Möglichkeiten, 
ein solches gesellschaftliches Leben 
zu führen. Sie kann sich aber emoti-
onelle Zuwendung von Zeit zu Zeit 
kaufen. Diese kann in einem Begleit-
service, Hostessen oder unmittelbarer 
Prostitution bestehen. In Japan haben 
Dienstleistungen dieser Art bereits ein 
beträchtliches Ausmaß erreicht. Viele 
Schülerinnen der Sekundarstufe beteili-
gen sich an Enjo Kosai, also bezahlten 
Dates. Kunden sind überwiegend älte-
re Geschäftsleute. Inzwischen werden 
ähnliche Verhaltensweisen auch in den 
USA beobachtet.
Hier könnte sich ein weiterer bedeu-
tender Markt für die Unterhaltungs-
konzerne eröffnen. Diejenigen Anbie-
ter wären im Vorteil, die ein Paket aus 
Telekommunikationsdienstleistungen, 
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Medieninhalten, Reisen und mensch-
licher Zuwendung schnüren. Die Syn-
ergien wären enorm. Eine weitere rie-
sige Fusionswelle von Konzernen der 
Unterhaltungs-, Telekommunikations-, 
und Touristikindustrie ist deshalb wahr-
scheinlich.
Weil sie es nie gelernt haben, wird diese 
Gruppe von Menschen völlig unfähig 
sein, spontan Zuneigung zu anderen 
zu entwickeln. Der Triumph des Ne-
oliberalismus wäre vollkommen: Die 
Menschen wissen weder etwas von Al-
ternativen, noch können sie sich solche 
vorstellen oder haben die Fähigkeit, sich 
autonom zu organisieren. Diese schöne 
neue Welt dürfte starke Ähnlichkeit mit 
den düsteren Visionen von Orwell, Hux-
ley und Boye haben.

7. Schlussfolgerungen
Eine Alternative zu dieser besorgniser-
regenden Entwicklung könnte nur noch 
dann durchgesetzt werden, wenn sie von 
einer starken sozialen Bewegung gefor-
dert wird. Damit dies erreicht werden 
kann, müssten sich noch viel mehr Men-
schen als bisher in sozialen Bewegungen 
wie attac organisieren. Auch müsste es 
stärker ausgearbeitete Alternativen zum 

neoliberalen Wahnsinn geben. Einen 
ersten Ansatz hierzu bietet das Papier zu 
einer alternativen Weltwirtschaftsord-
nung, das innerhalb von attac über zwei 
Jahre lang diskutiert und auf dem Rat-
schlag in Hamburg im November 2004 
verabschiedet wurde. Es kann hier her-
untergeladen werden: http://www.attac.
de/awwo/diskussionspapier/041031/
awwo-041031b.pdf. Ab Januar 2005 
wird es auch als gedruckte Broschüre 
bei den lokalen Attacgruppen erhältlich 
sein.
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